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Abstract 

Der Klimawandel ist aufgrund seiner Komplexität und zentralen Bedeutung für Gesell-

schaft und Natur ein Thema, das einer umfassenden medialen Vermittlung von Wissen 

bedarf, denn zur Bewältigung des Klimawandels wird dieses Wissen benötigt, um es im 

individuellen Alltagshandeln oder in politischen Entscheidungen umzusetzen. Jedoch 

ist bei der medialen Berichterstattung zunehmend eine Vereinheitlichung der Medien 

zu beobachten, aufgrund dessen sie ihrer wichtigen gesellschaftlichen Aufgabe nur 

noch unzureichend gerecht werden.  Ziel dieser Arbeit ist es festzustellen, inwiefern bei 

der Verarbeitung des Klimawandels in Fernsehformaten ein Medienmainstream zu 

beobachten ist.  
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1 Einleitung 

Der Klimawandel stellt aufgrund seiner globalen und einschneidenden Bedeutung für 

Zivilisation und Natur ein bedeutendes Thema dar. Da die Ereignisse der Welt für die 

Bürger nicht direkt beobachtbar sind, sind sie auf die Darstellung des Weltgeschehens 

in den Medien angewiesen. Dabei ist es die Aufgabe der Medien in unserer Gesell-

schaft, den mündigen Bürger zu informieren, aufzuklären und ihm durch Hintergrund-

berichterstattung, Kritik und Einordnung die Möglichkeit zu geben, sich ein eigenes 

fundiertes Urteil bilden zu können. Wenn die Medien jedoch aufgrund von Abhängigkei-

ten und Zwängen ihrem Idealismus der freien Presse nicht mehr gerecht werden, kann 

dies schwerwiegende Folgen haben. Im Rahmen dieser Forschungsarbeit soll mit Hilfe 

der aktuellen Literatur herausgearbeitet werden, wie Journalisten und Medien arbeiten, 

nach welchen Kriterien Nachrichten ausgewählt und inwiefern sie beeinflusst und dis-

zipliniert werden. Als Ziel strebt diese Forschungsarbeit die Identifizierung eines media-

len Mainstreams bei der Verarbeitung des Klimawandels in Fernsehformaten an. 

Das zweite Kapitel beschäftigt sich mit dem Klimawandel als kritisches Issue. Nach 

einer Klärung des Begriffs Klimawandel werden zunächst die möglichen Ursachen kri-

tisch diskutiert. Weiterhin wird ein Überblick über die möglichen Folgen und Auswir-

kungen gegeben. Da die Bewältigung des Klimawandels stark von politischen 

Maßnahmen abhängt, werden anschließend die nationale Umwelt- und Energiepolitik 

Deutschlands sowie die weltweiten Klimabemühungen betrachtet. 

Das dritte Kapitel gibt einen Überblick über die journalistische Arbeitsweise. Dabei wird 

Bezug genommen auf journalistische und redaktionelle Arbeitsprozesse, das journalis-

tische Ethos, das Selbstverständnis von Journalisten und die Selektions- und Trans-

formationslogik. Zu guter Letzt werden die beiden Grundprinzipien Trennung von 

Nachricht und Kommentar sowie Trennung von Redaktion und Werbung genauer er-

läutert und auf ihre tatsächliche Umsetzbarkeit in der Praxis überprüft. 

Im Anschluss liefert das vierte Kapitel, nach einer Einführung in den Begriff 

Mainstream, mögliche Erklärungen und Hintergründe, weshalb es zum sogenannten 

Medienmainstream kommt. Dabei wird auf den Konformitätsdruck der Medien, den 

zunehmenden Rückgang des investigativen Journalismus, die mediale Glaubwürdig-

keitskrise sowie die Political Correctness eingegangen.  

Im fünften Kapitel wird die Verarbeitung des Klimawandels anhand von vier ausgewähl-

ten Nachrichtenformaten ausführlich analysiert. Anschließend werden, aufbauend auf 

der Analyse, im letzten Kapitel die Ergebnisse der Untersuchung dargestellt. Dabei 

wird Bezug genommen auf die recherchierte Literatur und die in den vorangegangenen 

Kapiteln gewonnenen Erkenntnisse werden mit der Praxis verknüpft. 
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2 Klimawandel als kritisches Issue 

2.1 Definition Klimawandel 

Um den Klimawandel und seine Auswirkungen verstehen zu können, muss zunächst 

geklärt werden, was unter dem Begriff Klima verstanden wird. Das Umweltbundesamt 

liefert eine umfassende Begriffserklärung: „Klima wird beschrieben durch den mittleren 

Zustand, charakteristische Extremwerte und Häufigkeitsverteilungen meteorologischer 

Größen wie zum Beispiel Luftdruck, Wind, Temperatur, Bewölkung und Niederschlag, 

bezogen auf einen längeren Zeitraum und ein größeres Gebiet“ (Umweltbundesamt 

2014a). Der Begriff Klimawandel bezieht sich somit auf eine Änderung des Klimazu-

stands. Diese lässt sich aufgrund von Änderungen des Mittelwerts und / oder des 

Schwankungsbereichs seiner Eigenschaften identifizieren und hält über einen längeren 

Zeitraum, typischerweise Jahrzehnte oder länger an. Ein Wandel des Klimas äußert 

sich damit auch in Veränderungen der Durchschnittstemperatur und kann zu einer Erd-

erwärmung führen (vgl. IPCC 2014, 5). 

  

Abbildung 1: Globale Mitteltemperatur von 1850-2018  
(Quelle: WMO 2018, 6) 

Das Klima hat sich seit Ende des 19. Jahrhunderts deutlich erwärmt (vgl. Rahm-

storf/Schellnhuber 2018, 52). Die Weltmeteorologenorganisation verzeichnet einen 

ersichtlichen Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur (vgl. WMO 2018, 2). Die 

Daten der oberflächennahen Temperaturen, die in Abbildung 1 abgebildet sind, stam-

men von verschiedenen Instituten in mehreren Ländern, die eine unterschiedliche Da-

tenbasis sowie unterschiedliche Verfahren nutzen, um die Entwicklung der globalen 

Temperatur zu verfolgen. Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der globalen Oberflächen-

temperatur anhand der verschiedenen Datensätze. Die einzelnen Ergebnisse stimmen 

dabei in hohem Maße miteinander überein (vgl. Rahmstorf 2018). Der Trend der globa-
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len Erwärmung ist damit statistisch gesichert (vgl. Feulner 2010, 302). Die Jahre 2015 

bis 2018 waren die vier heißesten Rekordjahre seit Beginn der Aufzeichnungen. Seit 

der vorindustriellen Zeit hat sich die Erde um rund 1 °C erwärmt (vgl. WMO 2018, 2 f.). 

Die Erderwärmung zeigt sich an den Anstiegen der globalen Luft- und Meerestempera-

turen, dem Anstieg des mittleren globalen Meeresspiegels sowie am ausgedehnten 

Abschmelzen von Eis und Schnee (vgl. IPCC 2007a, 2). Auf der Nordhalbkugel waren 

die durchschnittlichen Temperaturen, wie Paläoklimastudien zeigen, während des 20. 

Jahrhunderts höher als in jeder anderen Periode während der letzten 500 Jahre (vgl. 

Feulner 2010, 302). 

Um feststellen zu können, welche Gefährdung von der Erderwärmung ausgeht und 

inwiefern gehandelt werden muss, wurde 1988 der Weltklimarat - IPCC (Intergovern-

mental Panel on Climate Change) gegründet. Dabei handelt es sich um ein von Wirt-

schaft und Politik unabhängiges Gremium. Zurzeit sind 195 Länder Mitglied des IPCC 

sowie alle Meteorologischen Organisationen der Welt (vgl. IPCC 2019). Die Sach-

standsberichte des IPCC stellen derzeit die verlässlichste Zusammenfassung des Wis-

sens über den Klimawandel dar (vgl. Wagner 2019b, 15). 

2.2 Ursachen des Klimawandels 

Ausgangspunkt aller klimawissenschaftlichen Überlegungen stellt der natürliche Treib-

hauseffekt der Erde dar (vgl. Voss 2010, 17). Die Sonne schickt kurzwellige Strahlung 

auf die Erde, wo sie in langwellige Strahlung umgewandelt wird und wieder zurück-

strahlt. Wenn diese langwelligen Strahlen auf die natürliche Gasschicht der Atmosphä-

re trifft, die von Natur aus Wasserdampf, Kohlendioxid und Methan enthält, werden die 

Strahlen wie bei einem Glasdach in einem Treibhaus zurückreflektiert (vgl. 

Harms/Franck 2018). Der Treibhauseffekt bewirkt auf diese Weise einen Wärmestau in 

der Atmosphäre. Ohne diesen läge die Durchschnittstemperatur der Erde bei -18 °C 

anstatt bei 15 °C, wodurch Leben, wie wir es kennen, unmöglich wäre (vgl. Keilbach 

2010, 109). Nimmt der Gehalt der Gase in der Atmosphäre jedoch zu, so kann sich das 

Klima rasch um mehrere Grad erwärmen (vgl. Harms/Franck 2018). 

Seit 1957 wird auf dem Vulkan Mauna Loa auf Hawaii die Konzentration von Kohlendi-

oxid in der Atmosphäre mit Hilfe von Präzisionsinstrumenten bestimmt. Aus dieser 

Messreihe, die nach dem US-amerikanischen Klimaforscher Charles David Keeling als 

Keeling-Kurve bekannt ist, ergibt sich eindeutig ein Anstieg des atmosphärischen Koh-

lenstoffdioxidgehalts in den letzten Jahren (siehe Abbildung 2). Durch zusätzliche Mes-

sungen aus Eisbohrkernen konnte festgestellt werden, dass sich der Anteil der 

Kohlendioxidkonzentration in der Atmosphäre seit Mitte des 19. Jahrhunderts um mehr 

als ein Drittel erhöht hat (vgl. Feulner 2010, 310 f.). Weiterhin konnte durch Messungen 

festgestellt werden, dass die atmosphärischen Konzentrationen von Kohlenstoff und 
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Methan die natürlichen Schwankungsbereiche der letzten 650.000 Jahre bei Weitem 

übertreffen (vgl. IPCC 2007a, 5).  

 

Abbildung 2: Die Keeling-Kurve des atmosphärischen CO2, Mauna Loa 
(Quelle: F.A.Z. 2016) 

Bei der Frage, welche Ursachen für den Klimawandel verantwortlich sind, kommen 

sowohl natürliche als auch menschengemachte Prozesse in Frage. Die Geschichte der 

Erde zeigt, dass das Klima keine gleichbleibende Konstante ist. Vielmehr ist es durch 

vielfache Umschwünge und Schwankungen gekennzeichnet (Podbre-

gar/Schwanke/Frater 2009, 16). Vor 140 bis 65 Millionen Jahren herrschte selbst in 

den arktischen Breiten eine subtropische Vegetation und der CO2-Gehalt war um ein 

Vielfaches höher als heute. Danach kühlte sich die Erde langsam ab und pendelt seit 

etwa 2,5 Millionen Jahren zwischen Eis- und Warmzeiten. Diese Phase der Abkühlung 

geschah jedoch nicht gleichförmig. Vor 55 Millionen Jahren wurde sie durch eine plötz-

liche Warmphase unterbrochen (vgl. Rahmstorf/Schellnhuber 2018, 8 f.). Bekannt ist, 

dass in kurzer Zeit eine große Menge an Kohlenstoff in die Atmosphäre gelangte und 

die Temperatur um 5-6 °C anstieg. Dieses Ereignis weist einige Parallelen zum derzei-

tigen Wandel des Klimas auf, die Ursachen waren dabei jedoch natürlichen Ursprungs 

(vgl. Rahmstorf/Schellnhuber 2018, 19).  

Zu den natürlichen Phänomenen, die für einen Wandel des Klimas verantwortlich sein 

können, zählen neben den Treibhausgaskonzentrationen unter anderem auch 

Schwankungen der Solarkonstante und astronomische Abweichungen (vgl. Barnikel 

2010, 55). Jedoch wurde laut Feulner bezüglich der Sonnenaktivität in den letzten 

Jahrzehnten, in denen die globale Temperatur gestiegen ist, ein eher abkühlender 

Trend festgestellt (vgl. Feulner 2010, 317). Weiterhin können Veränderungen der Erd-

oberfläche, beispielsweise durch die Bildung neuer Gebirge aufgrund von tektonischen 

Plattenverschiebungen, Veränderungen des Verlaufs der Meeresströmungen sowie 
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Vulkanausbrüche und Aerosole für einen Anstieg der Treibhausgase in der Atmosphä-

re und damit für einen Klimawandel verantwortlich sein. Zudem werden weitere Ursa-

chen, wie der Einfluss des Magnetfeldes oder Einschläge von Meteoriten diskutiert 

(vgl. Barnikel 2010, 55). Der Weltklimarat konnte jedoch feststellen, dass vulkanische 

und anthropogene Aerosole einen Teil der Erwärmung aufgehoben haben, die sonst 

zusätzlich stattgefunden hätte (vgl. IPCC 2007b, 10).  

Da das Klima, wie bereits erwähnt, von zyklisch wiederkehrenden Eis- und Warmzeiten 

bestimmt ist, könnte angenommen werden, dass es sich beim derzeitigen Wandel des 

Klimas um einen natürlich bedingten Wechsel in die nächste Eiszeit handelt. Die Ursa-

chen der Eiszeitzyklen gelten jedoch weitgehend als aufgeklärt und sind auch in die 

Zukunft berechenbar. Demnach käme die nächste Eiszeit erst in 50.000 Jahren auf uns 

zu (vgl. Rahmstorf/Schellnhuber 2018, 21 f.). Dennoch stellt sich die Frage, ob das 

zusätzliche Kohlendioxid in der Atmosphäre aus natürlichen Quellen oder aus mensch-

licher Produktion stammt. Die Wissenschaft lieferte hier schon 1958 durch die Isoto-

penanalyse den Beweis, dass die Nutzung von fossilen Brennstoffen für das 

zusätzliche CO2 in der Atmosphäre verantwortlich ist (vgl. Feulner 2010, 314). Unab-

hängig davon, wie groß der Einfluss der natürlichen Störungen auf die Mitteltemperatur 

auch sein mögen, so können sie die Erwärmung der letzten 40 Jahre wissenschaftlich 

nicht herbeigeführt haben (vgl. Rahmstorf/Schellnhuber 2018, 39). Laut des Weltklima-

rats, ist der Einfluss des Menschen auf das Klimasystem damit klar (vgl. IPCC 2013, 

13) und auch unter Klimaforschern gilt der anthropogen verursachte Klimawandel als 

allgemein gesichert und unumstritten (vgl. Rahmstorf/Schellnhuber 2018, 51).  

Die Kritik am menschengemachten Klimawandel ist bis heute jedoch nicht verstummt 

(vgl. Voss 2010, 18). Der russische Präsident Putin ist der Ansicht, dass der Klima-

wandel nicht menschengemacht und daher auch nicht aufzuhalten ist. Seiner Ansicht 

nach hängen die Ursachen mit globalen Zyklen zusammen oder sind von planetari-

scher Bedeutung. Auch der US-Präsident Trump bezweifelt die Analysen von Wissen-

schaftlern, laut denen das menschliche Handeln für die steigenden Temperaturen 

verantwortlich ist. Einst bezeichnete er sogar die Existenz eines durch Menschen ver-

ursachten Klimawandels als Erfindung der Chinesen (vgl. Zeit Online 2018). Weiterhin 

vertritt auch die Alternative für Deutschland (AfD) die Ansicht, dass der Wandel des 

Klimas natürlich bedingt ist. Sie unterstellt dem IPCC, dass die Aussagen der compu-

tergestützten Modelle nicht durch Messungen oder Beobachtungen bestätigt werden 

könnten. Die deutsche Regierung und der Weltklimarat würden die positive Wirkung 

des CO2 auf das Pflanzenwachstum und damit auf die Weltbevölkerung unterschlagen 

(AfD 2016, 79). Allgemein ist bekannt, dass Kohlendioxid das Wachstum von Pflanzen 

anregt. Auch Auswertungen von Satellitenaufnahmen belegen, dass die Welt durch 

den steigenden CO2-Gehalt in der Atmosphäre grüner geworden ist. Aus wissenschaft-

licher Sicht hält der Düngeeffekt des CO2 jedoch nicht dauerhaft an und schadet den 
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Pflanzen bei zunehmender Intensität sogar (vgl. Podbregar 2016). Weiterhin müssen 

hinsichtlich der Betrachtungsweise der AfD auch die Folgen des Klimawandels berück-

sichtigt werden. So werden Pflanzen bei steigender Erwärmung sehr wahrscheinlich 

vermehrt Hitze, Dürren und Starkregen ausgesetzt sein, was sich schlussendlich nega-

tiv auf ihr Wachstum und sogar auf ihr Überleben auswirkt (vgl. Bojanowski 2016).  

Geht man nun davon aus, dass der Klimawandel anthropogen verursacht ist, so sind 

dafür die zunehmenden durch den Menschen freigesetzten Treibhausgase aus Kraft-

werken, Verkehr, Industrie und Landwirtschaft verantwortlich (vgl. Bojanowski 2015). 

Mehr als die Hälfte der verursachten Gase geht dabei auf Kohlendioxid zurück. Dieses 

entsteht bei der Verbrennung fossiler Energieträger, wie Kohle, Erdöl und Erdgas (vgl. 

Harms/Franck 2018). Methan, dessen Wirkung 23.000 mal stärker ist als die von CO2 

(vgl. European Commission 2019b) entsteht in der Landwirtschaft und Massentierhal-

tung, in Klärwerken sowie auf Mülldeponien. Der größte Teil der Methankonzentration 

stammt aus den Mägen von Wiederkäuern und er entsteht beim Reisanbau (vgl. 

Harms/Franck 2018). Aufgrund der stetig wachsenden Weltbevölkerung und dem damit 

verbundenen global gesteigerten Fleischkonsum, wird immer mehr Massentierhaltung 

von Rindern betrieben, was zu einer Erhöhung der atmosphärischen Methankonzentra-

tion beigetragen hat. Weiterhin ist auch Lachgas für einen Teil der vermehrten Emissi-

onen verantwortlich. Seine Treibhauswirkung ist 300 mal größer als das von CO2. Es 

entsteht hauptsächlich in der Landwirtschaft, aber auch in der Industrie und im Ver-

kehr. Weiterhin spielt auch die Rodung von Wäldern eine wichtige Rolle (vgl. Feulner 

2010, 311). Bäume nehmen CO2 auf und tragen damit zur Regulierung des Klimas bei. 

Durch die Abholzung von Wäldern geht diese positive Wirkung verloren und der in den 

Bäumen gespeicherte Kohlenstoff wird freigesetzt und verstärkt den Treibhauseffekt 

(vgl. European Commission 2019b). 

2.3 Auswirkungen und Folgen des Klimawandels  

Die Frage nach den Auswirkungen und Folgen sowie dem Ausmaß der Erderwärmung 

ist nicht ganz leicht zu beantworten, denn das Klima ist ein komplexes und nichtlinea-

res System (vgl. Voss 2010, 18). Laut des IPCC wird die Erderwärmung jedoch lang-

fristige Änderungen im Klimasystem bewirken, die für Jahrhunderte bis sogar 

Jahrtausende bestehen bleiben. Bei der aktuellen Geschwindigkeit der Erwärmung 

wird zwischen 2030 und 2052 mit großer Wahrscheinlichkeit ein Temperaturanstieg 

von 1,5° C erreicht sein (vgl. IPCC 2018, 8 f.). Unter der Annahme verschiedener Sze-

narien der künftigen Emissionen rechnet der IPCC jedoch sogar mit einem globalen 

Temperaturanstieg von bis zu 6 °C bis 2100 (vgl. IPCC 2007a, 13). Höhere Werte sind 

nach neueren Studien nicht ausgeschlossen, da es zu verstärkenden Rückkopplungen 

im Kohlenstoffkreislauf kommen kann (vgl. Rahmstorf/Schellnhuber 2018, 52). 
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Bereits seit Mitte des 19. Jahrhunderts schmelzen die Gletscher weltweit ab. Wenn 

sich die globale Erwärmung fortsetzt, so werden sie bis zum Ende des 21. Jahrhun-

derts verschwunden sein. Ein Rückgang dieser wichtigen Wasserquellen hätte eine 

Verschlechterung der Wasserversorgung für eine Vielzahl an Menschen zur Folge (vgl. 

Feulner 2010, 324 f.). Das Meereis am Nordpol hat inzwischen drei Viertel seiner Mas-

se eingebüßt und es wird vermutlich bis 2050 völlig verschwunden sein. Zum einen 

verstärkt das Abschmelzen die Erwärmung und zum anderen hängt der Lebenszyklus 

vieler Tierarten vom Meereis ab (vgl. Rahmstorf/Schellnhuber 2018, 57). Der Eisschild 

Grönlands verliert jährlich rund drei Millionen Tonnen an Masse und der kritische Kipp-

punkt seines vollständigen Abschmelzens liegt Berechnungen zufolge bei einer Er-

wärmung von 2 °C. Beim Westantarktischen Eisschild dürfte dieser Kipppunkt bereits 

überschritten sein (vgl. Wagner 2019c, 19).  

Seit 1993 ist ein Anstieg des Meeresspiegels um drei Zentimeter pro Jahrzehnt zu ver-

zeichnen, der sich zudem beschleunigt (vgl. IPCC 2007a, 2). Aufgrund des zeitlichen 

Nachlaufs stellt der Meeresspiegelanstieg eine der drastischsten Folgen des Klima-

wandels dar. Schon bei einer Begrenzung der Erwärmung auf 3 °C würde er bis 2300 

um rund 5 Meter ansteigen (vgl. Wagner 2019c, 19). Durch den steigenden Meeres-

spiegel ist bereits heute die Existenz von Inselstaaten und tiefer liegenden Küstenregi-

onen bedroht (vgl. Harms/Franck 2018). Auf diese Weise kann es zu einer verstärkten 

Migration der betroffenen Bevölkerung kommen (vgl. Feulner 2010, 329). Schätzungen 

zufolge könnten sich im Jahr 2050 bereits 200 Millionen Menschen auf der Flucht vor 

ihren heimatlichen Klimabedingungen befinden (vgl. Keilbach 2010, 106). Solch massi-

ve Migrationsbewegungen werden laut Blom zu einer politischen Instabilität in den be-

troffenen Ländern und sehr wahrscheinlich auch zu Verteilungskriegen um Wasser und 

fruchtbares Land führen (vgl. Blom 2018, 9). 

Eine weitere fatale Folge stellt das Auftauen der Permafrostböden dar. Bereits heute 

beginnen diese in der Tundra und in den Hochgebirgen zu tauen. Diese Dauerfrostbö-

den speichern große Mengen an organischem Kohlenstoff, der durch das Auftauen in 

Form von Kohlendioxid, besonders jedoch in Form von Methan, freigesetzt wird (vgl. 

Feulner 2010, 325). Forscher warnen eindringlich davor, das Auftauen dieser giganti-

schen Dauerfrostböden zu unterschätzen. Der Permafrost ist einer der Schlüsselfakto-

ren der Zukunft des Planeten, da ihr Auftauen zu einer unumkehrbaren, verstärkenden 

Rückkopplung führt (vgl. Welt 2012).  

Weiterhin hat ein Anstieg der globalen Mitteltemperatur auch Auswirkungen auf die 

Lufttemperatur und Niederschläge. So wird es zu mehr Starkregenereignissen und 

Dürreperioden kommen (vgl. Feulner 2010, 330). Eine deutliche Zunahme der Wetter-

extreme ist heute schon zu beobachten, deren Intensität und Häufigkeit durch die Er-

wärmung weiterhin zunehmen werden. Neben Dürren und Waldbränden belegen 
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Messdaten auch eine Zunahme von Extremniederschlägen und eine Intensivierung von 

Hochwassern und Überschwemmungen. Auch die Erwärmung der Ozeane erzeugt 

häufigere und immer stärkere Wirbelstürme (vgl. Wagner 2019c, 19). Aufgrund zuneh-

mender Hitze und Wassermangel steigt zudem die Gefahr von Hungersnöten. Beson-

ders betroffen sind dabei die ärmsten Länder, die zu dem Problem kaum selbst etwas 

beigetragen haben. In einigen Gebieten, überwiegend in denen der Industriestaaten, 

wie den gemäßigten bis kalten Breiten, könnten sich die Voraussetzungen für die 

Landwirtschaft jedoch sogar verbessern (vgl. Rahmstorf/Schellnhuber 2018, 75). Auch 

im Tourismus könnten die höheren Temperaturen für den Freizeitwert mancher Regio-

nen förderlich sein (vgl. Keilbach 2010, 107). Doch auch diese Vorteile sind zunächst 

nur theoretisch, da ein sich stetig veränderndes Klima unberechenbar ist. Die unter-

schiedlichen Zukunftsaussichten können jedoch zu einer Verschärfung der Diskrepanz 

zwischen Industrie- und Entwicklungsländern führen (vgl. Rahmstorf/Schellnhuber 

2018, 75). 

Auch für die Biodiversität sind die Folgen dramatisch (vgl. Feulner 2010, 334). Bis 2050 

könnten 40 % aller Tier- und Pflanzenarten weltweit aussterben (vgl. Wagner 2019c, 

19). Auch der Amazonasregenwald ist vom Klimawandel betroffen. Aufgrund der Er-

derwärmung und durch die enorme Abholzung steht er an einer kritischen Grenze. 

Schätzungen zufolge könnte sein Zusammenbruch bei einer Erwärmung von 3-4 °C 

gegenüber heute eintreten und hätte durch die Freisetzung des in der Biomasse ge-

speicherten Kohlenstoffs weitere drastische Auswirkungen auf das Klima der Erde (vgl. 

Feulner 2010, 335).  

Weiterhin führt eine zunehmende Kohlendioxidaufnahme der Ozeane zu deren Ver-

sauerung, die heute bereits messbar ist. Ein ungebremster Anstieg der Kohlendioxid-

konzentration kann negative Auswirkungen auf das Leben im Meer und 

möglicherweise auch auf die Aufnahmefähigkeit der Ozeane von Kohlendioxid haben 

(vgl. Feulner 2010, 315). Besonders betroffen sind dabei die Korallenriffe, da diese 

bereits bei einer Erwärmung um 2 °C weltweit aussterben würden (vgl. Wagner 2019c, 

19).  

Nicht zuletzt hat die globale Erwärmung auch Folgen für die menschliche Gesundheit, 

zum einen durch Hitzewellen, die im Zuge das Klimawandels an Intensität gewinnen 

werden und zum anderen durch die Gefahr der Ausbreitung von Infektionskrankheiten, 

da sich beispielsweise Zecken als Überträger von Krankheiten zunehmend in nördli-

chen Regionen ausbreiten könnten (vgl. Feulner 2010, 337). 

Die letzte kleine Eiszeit hatte nicht nur Konsequenzen, die aus den Veränderungen der 

Natur resultierten, wie Hungersnöte, Epidemien und Brotaufstände, sondern führte zu 

einer weitreichenden Revolutionierung der menschlichen Gesellschaft. Daher ist es 
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durchaus denkbar, dass sich im Zuge des fortschreitenden Klimawandels auch gesell-

schaftliche Aspekte drastisch ändern, wie das ökonomische Denken, die Ernährung, 

Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie die gesamte Struktur der Gesellschaft mit ih-

rem Selbstverständnis und ihrer Philosophie. Laut Blom ändert ein Klimaereignis alles 

in einer Gesellschaft (vgl. Blom 2018, 7 f.). 

2.4 Nationale Umwelt- und Energiepolitik 

Während die sogenannten Klimaskeptiker die natürlichen Ursachen als Argument ge-

gen politische Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels anbringen, fordern die 

sogenannten Klimawarner politische Maßnahmen, um die menschengemachten Ursa-

chen zu beheben oder zu verringern. Die Notwendigkeit einer umfassenden Klimapoli-

tik bezieht sich somit auch auf die Frage nach den Ursachen des Klimawandels, denn 

ein durch natürliche Phänomene verursachter Klimawandel kann nicht unbedingt durch 

menschliches Handeln bekämpft werden (vgl. Haßler 2017, 226 f.). Da jedoch in Politik 

und Wissenschaft der Konsens zu herrschen scheint, dass der Mensch der zentrale 

Verursacher des Klimawandels ist, gilt es, die nationale Umwelt- und Energiepolitik 

Deutschlands sowie die weltweiten Bemühungen genauer zu betrachten. 

Dabei gibt es zwei Aspekte im Zusammenhang mit dem Klimaschutz. Zum einen die 

Anpassung an die bereits nicht mehr vermeidbaren Folgen des Klimawandels und zum 

anderen die Vorsorge, um den Klimawandel in erträglichen Grenzen zu halten (vgl. 

Schönwiese 2019, 110). Dabei sind die nötigen Anpassungsmaßnahmen an den Kli-

mawandel regional sehr unterschiedlich. In Küstengegenden sind Küstenschutzmaß-

nahmen gegen den höheren Meeresspiegel und Sturmfluten erforderlich (vgl. Feulner 

2010, 346). Durch Dämme oder die Renaturierung von Flussbetten kann beispielswei-

se im Bereich von Flüssen Hochwasserschutz betrieben werden (vgl. Schönwiese 

2019, 111). Aufgrund der Variabilität der Wasserverfügbarkeit muss sich zudem an die 

Trinkwassersysteme angepasst werden (vgl. Feulner 2010, 346). Der Schutz vor der 

Hitze kann auch durch planerische Maßnahmen, insbesondere in Städten und Bal-

lungsräumen durch die Einrichtung von ausreichend Grün- und Wasserflächen gewähr-

leistet werden (vgl. Bmu 2018, 16). Auch Brandschutzmaßnahmen in Wäldern sowie 

an Gebäuden werden an Bedeutung gewinnen (vgl. Schönwiese 2019, 111). Weiterhin 

spielt auch der Schutz der Gesundheit durch zunehmende Hitzewellen und durch die 

Ausbreitung von Krankheitserregern eine wichtige Rolle (vgl. Die Bundesregierung 

2008, 18). In einigen Fällen sind Schutzmaßnahmen jedoch kaum möglich, wie bei-

spielsweise das Eindeichen von Inseln als Schutz vor dem steigenden Meeresspiegel. 

Die Anpassungsmöglichkeiten haben also ihre Grenzen. Die Folgen des Klimawandels 

können nicht beliebig große Ausmaße annehmen, ohne die Menschen zu überfordern. 
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Aufgrund dessen gewinnt die Vorsorge gegen ein Vorschreiten der Erderwärmung um-

so mehr an Bedeutung (vgl. Schönwiese 2019, 111). 

Im Pariser Abkommen 2015 einigten sich erstmals 195 Länder auf ein allgemeines, 

rechtsverbindliches und weltweites Klimaschutzübereinkommen (vgl. European Com-

mission 2019a). Verbindliches und notwendiges Ziel des Abkommens ist eine Begren-

zung der Erwärmung auf deutlich unter 2 °C, idealerweise auf 1,5 °C (vgl. Wagner 

2019b, 15). Auf diese Weise soll einem gefährlichen Klimawandel mit irreversiblen Fol-

gen entgegengewirkt werden. Mit dem Abkommen haben nun fast alle Staaten der 

Welt nationale Klimaschutzziele definiert und sind völkerrechtlich verpflichtet, Maß-

nahmen zu ihrer Erreichung zu ergreifen. Um das festgelegte Temperaturziel zu errei-

chen, dürfen in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts nicht mehr Emissionen 

ausgestoßen werden, als der Atmosphäre durch natürliche Senken, wie Wälder und 

Ozeane, entzogen werden kann. Auf diese Weise soll eine Treibhausgas-Neutralität 

erzielt werden, die nur erreicht werden kann, wenn die Weltwirtschaft schnell und kon-

sequent Reduktionsmaßnahmen einleitet (vgl. European Commission 2019a). In die-

sem Zuge haben sich nun alle G 20-Staaten zur Dekarbonisierung verpflichtet. Durch 

den Einsatz von erneuerbaren Energien, Energieeffizienz und den Abbau von Subven-

tionen für fossile Energieträger sollen Klimaschutz und Wirtschaftswachstum ineinan-

dergreifen (vgl. Bmu 2018, 19).  

Die EU-Mitgliedsstaaten haben sich als Beitrag zum Pariser Abkommen dazu verpflich-

tet, die Treibhausgasemissionen bis 2030 verglichen mit 1990 um mindestens 40 % 

und bis 2050 um 80-95 % zu reduzieren (vgl. Bmu 2018, 8). Deutschland hat sich am-

bitioniertere Klimaschutzziele gesetzt. Die gesamten Treibhausgasemissionen sollen 

bis 2020 um 40 %, bis 2030 um 55 % und bis 2050 um 80-95 % gegenüber 1990 redu-

ziert werden (vgl. BMWi 2019a, 15). Die Bundesregierung verfolgt, um diese Ziele zu 

erreichen, eine langfristige Energiestrategie – die Energiewende. In diesem Sinne ist 

ein Ausstieg aus der Kernenergie bis 2020 vorgesehen (vgl BMWi 2019a, 16) und auch 

die Kohlekraftwerke sollen bis spätestens 2038 abgeschaltet werden (vgl. Spiegel On-

line 2019). 

Mit 75 % der menschengemachten Treibhausgase ist das CO2 der größte Faktor der 

Erderwärmung (vgl. Wagner 2019a, 18). Der Anteil der fossilen Energieträger am Pri-

märenergieverbrauch in Deutschland ist, wie Abbildung 3 zeigt, immer noch sehr groß. 

Der größte Anteil entfällt auf das Mineralöl, das hauptsächlich zur Produktion von 

Treibstoffen für Kraftfahrzeuge und in der Industrie verwendet wird (vgl. BMWi 2019d). 

Darauf folgt das Erdgas, das hauptsächlich zur Erzeugung von Wärme verwendet wird. 

Im Vergleich zu anderen fossilen Energieträgern ist das Erdgas klimafreundlicher, da 

beim Einsatz weniger CO2 emittiert wird (vgl. BMWi 2019b).  
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Abbildung 3: Primärenergieverbrauch nach Energieträgern mit politischen Zielen 
(Quelle: Umweltbundesamt 2019) 

 

Rund ein Fünftel der gesamten CO2-Emissionen ist auf die Verbrennung von Braun-

kohle zurückzuführen. Sie wird hauptsächlich zur Strom- und Fernwärmeerzeugung 

eingesetzt (vgl. BMWi 2019c). Egal ob Kohle, Gas oder Öl - alle fossilen Brennstoffe 

enthalten Kohlenstoff, der sich bei ihrer Verbrennung als Kohlendioxid in der Atmo-

sphäre sammelt. Dabei ist Kohle die schmutzigste Energiequelle von allen. Die welt-

weiten Reserven dieser konventionellen Energieträger sind zudem begrenzt (vgl. 

Greenpeace 2019). Auch die Atomkraft zählt zu den fossilen Energieträgern. Kern-

kraftwerke erzeugen grundsätzlich keine CO2-Emissionen, produzieren jedoch radioak-

tiven Müll, für den es bisher keine geeigneten Endlager gibt und der bei Unfällen 

verheerende Folgen für Mensch und Natur haben kann (vgl. Der Tagesspiegel 2019). 

Bis zum Jahr 2017 hat sich der Anteil an erneuerbaren Energien am Primärenergiever-

brauch gegenüber 1990 verzehnfacht (vgl. Bmu 2018, 12). Die Anteile der fossilen 

Energien sind dabei mit Ausnahme des Erdgases zurückgegangen (vgl. Umweltbun-

desamt 2019). Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, den Primärenergiever-

brauch bis zum Jahr 2020 um 20 % und bis zum Jahr 2050 um 50 % zu senken sowie 

den Anteil an erneuerbaren Energien um 60 % zu steigern (vgl. Bmu 2018, 8). 

Erneuerbare Energien sind längst zur Konkurrenz der konventionellen Energieträger 

geworden (vgl. Kemfert 2017, 14). Sie bieten zudem klare Vorteile gegenüber den fos-

silen Energien, da sie bei ihrer Erzeugung absolut emissionsfrei und somit CO2-neutral 

sind. Nur mit ihrer Hilfe lassen sich ein sinnvoller Klimaschutz und die beschlossenen 

Reduktionsziele verwirklichen. Im Gegensatz zu den fossilen Energien sind sie uner-

schöpflich und überall auf der Welt in unterschiedlicher Intensität vorhanden (vgl. 
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Jürgensen 2010, 287). Eine Studie belegt, dass ein Elektrizitätssystem, das zu 100 % 

auf erneuerbaren Energien und Stromspeichersystemen basiert, bis 2050 weltweit um-

setzbar wäre. Ein solches System ist sogar kostengünstiger und würde weitaus mehr 

Arbeitsplätze schaffen als das aktuelle auf fossilen Brennstoffen basierende Stromsys-

tem (vgl. Fell 2017, 4). Damit ist die Energiewende laut Fell nicht länger eine Frage der 

finanziellen und technologischen Umsetzbarkeit, sondern vielmehr eine Frage des poli-

tischen Willens. Die Studie widerlegt zudem das oft von Kritikern zitierte Argument, 

dass erneuerbare Energien nicht in der Lage seien, Strom ganzjährig und zu jeder Ta-

geszeit zu liefern (vgl. Fell 2017, 3).  

 

Abbildung 4: Entwicklung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien  
(Quelle: BMWi 2018) 

 

Abbildung 4 veranschaulicht die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien in 

Deutschland von 1990 bis 2017. Bisher leistet die Windenergie den größten Anteil an 

der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien (vgl. BMWi 2018). Auch in Zukunft 

stellt sie das kurz- bis mittelfristig wirtschaftlichste Ausbaupotenzial unter den erneuer-

baren Energien dar (vgl. Umweltbundesamt 2014b). Besonders die Wasserkraft war 

eine Zeit lang eine bedeutende Energiequelle in der deutschen Stromerzeugung, je-

doch ist sie stark vom Klima abhängig, weshalb die höheren Temperaturen und gerin-

geren Niederschläge auch in Zukunft vermehrt für rückläufige Produktionen sorgen 

werden (vgl. Umweltbundesamt 2015). Ein sehr großes Potential birgt die Sonnen-

energie, da mit Hilfe von Photovoltaik auf viel weniger Fläche deutlich mehr Energie 

produziert werden kann. Beim Ausbau der erneuerbaren Energien soll Photovoltaik 

zukünftig eine zentrale Rolle spielen (vgl. Feulner 2010, 342). Weiterhin hat auch der 

Anteil der Energiegewinnung aus Biomasse in den vergangenen Jahren stark zuge-

nommen. Da Biogas gut speicherbar ist, ist die Bioenergie sehr gut dazu geeignet, die 

fluktuierende Stromerzeugung aus Sonne und Wind auszugleichen (vgl. BMWi/Bmu 
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2010, 341). Die Potenziale der Bionenergie sind jedoch begrenzt, da der Anbau von 

Energiepflanzen mit dem Anbau von Lebensmitteln sowie dem Naturschutz konkurriert 

(vgl. Feulner 2010, 341). Der Geothermie sagt man das größte Entwicklungspotential 

nach, da Erdwärme prinzipiell überall unbegrenzt verfügbar und im Vergleich zu ande-

ren regenerativen Energien unabhängig von Wind, Sonne und Wetter ist. Bislang trägt 

sie jedoch nur zu einem sehr geringen Teil zur Stromversorgung bei, da sie mit sehr 

hohen Investitionskosten und auch Risiken verbunden ist. In Zukunft wird sie jedoch 

einen signifikanten Beitrag zur Energiewende leisten müssen, damit die angestrebte 

Reduzierung von Kohlendioxid umgesetzt werden kann (vgl. BGR 2019). 

Rund 35 % des deutschen Energieverbrauchs entfallen auf den Gebäudebereich. Bis 

2050 soll ein klimaneutraler Gebäudebereich gewährleistet sein. Dabei muss der Pri-

märenergiebedarf dieses Bereichs um ganze 80 % reduziert werden (vgl. Dena 2019). 

Voraussetzungen sind anspruchsvolle Neubaustandards, langfristige und weitreichen-

de Sanierung des Gebäudebestands sowie die schrittweise Abkehr von fossilen Hei-

zungssystemen. Weiterhin sollen Anreize zur Errichtung von sogenannten Klima-

Aktivhäusern, die mehr Energie erzeugen als sie verbrauchen, geschaffen werden (vgl. 

Bmu 2019). Auch im Verkehr liegen große Einsparpotentiale. Der Ausbau der Elektro-

mobilität soll daher konsequent vorangetrieben werden, da auf diese Weise die Ab-

hängigkeit von Öl reduziert werden kann und sie durch die Kopplung an erneuerbare 

Energien zu Nullemissionsfahrzeugen werden. Weitere umweltfreundliche Alternativen 

stellen Brennstoffzellenfahrzeuge dar, insofern der Wasserstoff aus erneuerbaren 

Energien hergestellt wird, sowie der Einsatz von Biogas im Kraftstoffbereich (vgl. 

BMWi/Bmu 2010, 25). 

 Klimabemühungen weltweit 

Eine Analyse des Climate Action Trackers aus dem Jahr 2019 veranschaulicht die 

Klimabemühungen der 32 Länder und Staatsgemeinschaften, die für 80 % der globalen 

Emissionen verantwortlich sind (vgl. Climate Action Tracker 2019a). Trotz des Klima-

ziels des IPCC sind die globalen Treibhausgasemissionen weiterhin am Steigen. Die 

Internationale Energieagentur meldete für 2018 einen neuen Rekordwert (vgl. IEA 

2018). Nach der Meinung zahlreicher Klimaforscher und wie auch die Bemühungen der 

Länder in Abbildung 5 zeigen, steuern wir derzeit auf eine Erwärmung über 4 °C bis 

zum Jahr 2100 und auf über 6 °C im Jahr 2200 an. Die Klimapolitik zeigt damit schein-

bar keine Wirkung (vgl. Wagner 2019b, 15). Der Anteil an erneuerbaren Energien ist 

weltweit zwar gestiegen, jedoch beträgt der Anteil der fossilen Energien am globalen 

Energieverbrauch immer noch 85 % (vgl. Wagner 2019a, 18). Grund dafür ist, dass 

viele Staaten trotz des Abkommens noch keine ausreichenden Schritte zur Emissions-

senkung unternommen haben. Zwar hat sich der Zubau neuer Kohlekraftwerke in 

manchen Ländern verlangsamt, dafür wollen aber andere, wie Indien, den Ausbau der 
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Kohle sogar noch beschleunigen. Weltweit sind 1500 Kohlekraftwerke in Planung oder 

bereits im Bau. Auch in Deutschland ist der Anteil der Kohle im Stromsektor nicht ge-

sunken, obwohl erneuerbare Energien stark gefördert wurden und die deutsche Strom-

versorgung zu einem Drittel sicherstellen. Das Problem ist, laut Edenhofer, dass die 

Verhandlungserfolge der Klimapolitik durch die niedrigen Preise für Kohle, Öl und Gas 

ständig zunichte gemacht werden (vgl. Edenhofer 2018, 26 ff.). Weiterhin, argumentiert 

Kemfert, kämpfen die Vertreter der alten Energiewelt verbittert gegen die Welt der er-

neuerbaren Energien und verhindern auf diese Weise ein Vorankommen in der Ener-

giewende (vgl. Kemfert 2017, 12). „Dem fossilen Imperium ist der Klimaschutz 

vollkommen egal“ (Kemfert 2017, 20). Deutschland wird sein Klimaziel für 2020 laut 

dem Klimaschutzbericht 2018 damit deutlich verfehlen (vgl. Bmu 2018, 9). Auch wenn 

die Bundesregierung sich zum Ziel gesetzt hat, diese Lücke bis 2030 zu schließen (vgl. 

BMWi 2019a, 3), reichen die Bemühungen bisher nicht aus, um das 2 °C Ziel zu errei-

chen (vgl. Bauer 2018, 22). 

 

 

Abbildung 5: Die Klimabemühungen der Länder 
(Quelle: Climate Action Tracker 2019b) 

Besonders die USA, China und die EU spielen klimapolitisch eine zentrale Rolle, da sie 

gemeinsam für die Hälfte der globalen CO2-Emissionen verantwortlich sind. Weiterhin 

bestimmen sie auch maßgeblich die weltwirtschaftlichen und weltpolitischen Rahmen-

bedingungen der internationalen Klimapolitik und ihre Umsetzung im Rest der Welt 

(vgl. Bauer 2018, 22). 2017 kündigte Trump den Austritt der USA aus dem Pariser Ab-

kommen an (vgl. Spiegel Online 2017), was eine beträchtliche Signalwirkung darstellt 

und die Umsetzung des Abkommens erschwert (vgl. Bauer 2018, 22). Weiterhin stößt 

kein Land so viel CO2 aus wie China. Weltweit wird dort rund die Hälfte aller Kohle ver-

brannt. Das Land hat sich jedoch sehr ehrgeizige Klimaziele gesteckt (vgl. Lee 2017). 
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Die Regierung treibt den Ausbau der erneuerbaren Energien massiv voran. Kein ande-

res Land investiert derzeit mehr in Photovoltaik und Windenergie (vgl. Dorloff 2018). 

Die für 2020 gesetzten Klimaziele erreichte China bereits 2017 (vgl. UNFCCC 2018) 

und etablierte im selben Jahr ein nationales Emissionshandelssystem (vgl. Harvey 

2017). Damit leistet das Land einen substanziellen Beitrag zum globalen Klimaschutz 

(vgl. Bauer 2018, 23) und ist heute beim Umstieg auf erneuerbare Energien bereits 

führend. Jedoch ist die Wirtschaft nach wie vor abhängig von energieintensiven Indust-

riezweigen. Somit ist China zum einen immer noch der größte Klimasünder und zum 

anderen auch Führer im Kampf gegen den Klimawandel (vgl. Lee 2017).  

Die EU kann anders als China und die USA eine lange Tradition multilateraler Führer-

schaft in der internationalen Klimapolitik für sich beanspruchen. Dennoch hat die EU in 

einigen Punkten in ihrer Rolle versagt und sogar gemeinsam mit den USA Ansätze für 

ambitionierte Maßnahmen im Klimaschutz blockiert (vgl.  Bauer 2018, 18). Zudem wur-

de der Bau der Gaspipeline Nord Stream 2, die Erdgas von Russland nach Deutsch-

land transportieren soll, im Jahr 2015 besiegelt. Das Ende der fossilen 

Rohstoffförderung scheint damit in weite Ferne zu rücken (vgl. Rehmsmeier 2019). Es 

heißt, dass die Gaspipeline einen kostengünstigen Beitrag zur Erreichung der Klima-

schutzziele der EU leistet, da Erdgas deutlich weniger Kohlendioxid freisetzt als Kohle. 

So wird die Ansicht vertreten, dass ohne den Einsatz von Erdgas die gesetzten Emis-

sionsziele nicht erreicht werden könnten (vgl. Nord Stream 2 2016, 3 f.). Der Nabu be-

tont jedoch, dass Erdgas ein Teil des Klimaproblems ist, da es hauptsächlich aus 

Methan besteht. Der weitere Ausbau der Gasinfrastruktur durchkreuzt somit die Klima-

ziele (vgl. Nabu 2018).  

Laut Renate Christ, ehemalige Leiterin des Weltklimarats, ist eine Umwälzung eines 

historisch nie gekannten Ausmaßes nötig, um den Klimawandel noch zu begrenzen. 

Umfang und Tempo der erforderlichen Emissionsreduktionen sind mittlerweile gigan-

tisch, da in den letzten 20 Jahren viel zu wenig passiert ist. Wenn sich die Reduktionen 

weiterhin verzögern, müssten drastische Maßnahmen für sogenannte Negativ-

Emissionen eingeleitet werden. Dabei kämen beispielsweise riesige Waldaufforstungen 

oder die Abspaltung und Einlagerung von CO2 aus dem Abgas von Kraftwerken in Fra-

ge, was jedoch sehr teuer wäre und viel Platz benötigt. Laut Christ geht es nicht mehr 

nur um ein bisschen weniger Emissionen, indem hier und da ein wenig eingespart wird, 

sondern nur noch um Null-Emissionen. Alle politischen Instrumente müssten in vollem 

Umfang eingesetzt werden und auch eine Änderung der menschlichen Gewohnheiten, 

beispielsweise hinsichtlich des Bedarfs an tierischen Proteinen, ist notwendiger als je 

zuvor (vgl. Wagner 2019b, 15 f.). Bisher ist es jedoch nicht zu spät, das 2 °C Ziel zu 

erreichen. Allerdings besteht dringender Handlungsbedarf und alle müssten mitmachen 

(vgl. Kemfert 2017, 17).  
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3 Journalistisches Arbeiten 

3.1 Arbeitsweise von Redaktionen und Journalisten 

Journalisten recherchieren Quellen, bewerten Informationen und machen aus ihnen 

Nachrichten für die Öffentlichkeit (vgl. Bpb 2011). Dabei richten sich die journalisti-

schen Angebote an ein passives Massenpublikum (vgl. Neuberger 2016, 342). Laut 

dem Deutschen Journalisten-Verband ist derjenige ein Journalist, der hauptberuflich an 

der Erarbeitung beziehungsweise Verbreitung von Informationen, Meinungen und Un-

terhaltung durch Medien mittels Wort, Bild, Ton oder einer Kombination dieser Darstel-

lungsmittel beteiligt ist. Dabei sind Journalisten entweder fest angestellt oder frei 

beruflich, unter anderem für Printmedien, Rundfunksender, digitale Medien, Nachrich-

tenagenturen und Pressedienste tätig (vgl. DJV 2015, 3). 

Die zentrale Funktion der Medien und damit auch die des Journalismus ist es, in unse-

rer Gesellschaft eine öffentliche Aufgabe wahrzunehmen, die für das Funktionieren der 

Demokratie unerlässlich ist (vgl. Mast 2018, 63). Durch die journalistische Tätigkeit 

sollen Demokratien neutral über sich aufklären können (vgl. Meyer 2015, 19). Somit 

besteht die grundlegende Aufgabe darin, über das gesellschaftliche Geschehen zu 

informieren (vgl. Mast 2018, 63). Des Weiteren tragen sie zur Meinungs- und Willens-

bildung bei, indem sie die öffentliche Meinung artikulieren und die öffentliche Diskussi-

on über politische und gesellschaftliche Themen in Gang halten. Aufgrund dieser 

wichtigen öffentlichen Aufgabe werden sie neben den drei Gewalten Exekutive, Judika-

tive und Legislative, die sich gegenseitig kontrollieren, oftmals als „vierte Gewalt“ be-

zeichnet (vgl. Mast 2018, 23 ff.). In diesem Zuge übernimmt der Journalismus eine 

unverzichtbare Kritik- und Kontrollfunktion gegenüber den Mächtigen, indem er Miss-

stände aufdeckt und die Handlungen von politischen und gesellschaftlichen Entschei-

dungsträgern kommentiert (vgl. Fengler 2016, 183).  

Medien spielen auch bei der Vermittlung von gängigen Denk- und Verhaltensweisen 

eine zentrale Rolle, da sie durch ihre Sozialisationsfunktion die vorherrschenden Werte 

und Normen sowie akzeptierte Verhaltensweisen innerhalb der Gesellschaft vermitteln 

(vgl. Mast 2018, 26). Laut Wickert werden Werte erlernt durch Aufklärung und Vorbild-

funktion sowie durch die Darstellung der Wirklichkeit durch den Journalismus (vgl. Wi-

ckert 2016, 69). Dabei vermitteln die Medien politische, soziale und rechtliche Normen 

und tragen zu ihrer Akzeptanz bei, was die gesellschaftliche Integration fördert. Nicht 

zuletzt dienen sie auch der Unterhaltung. Bezogen auf die Wirtschaft fungieren sie als 

Werbeträger, indem sie durch Werbung auf Angebote und Dienstleistungen aufmerk-

sam machen (vgl. Mast 2018, 26 f.). 
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Die journalistische Arbeit beginnt bei der Themenfindung und dem Recherchieren der 

Informationen. Darauf folgt die eigentliche Produktion des Beitrags. Dabei werden die 

Informationen und Gestaltungselemente ausgewählt, zusammengestellt und Texte 

werden verfasst. Anschließend erfolgt die Integration der Beiträge in das gesamte An-

gebot und die Distribution. Nach der Veröffentlichung gilt es mit dem Publikum die An-

schlusskommunikation zu gestalten. Bei diesen Schritten handelt es sich um den Kern 

der journalistischen Arbeit und sie werden von Journalisten tagtäglich durchgeführt 

(vgl. Mast 2018, 186). 

Journalisten arbeiten innerhalb eines Mediensystems mit historischen, rechtlichen, 

politischen und ethischen Grundlagen, die den Rahmen für ihre Tätigkeit markieren 

(vgl. Bpb 2011). In Deutschland herrscht die Meinungs- und Pressefreiheit, die im 

Grundgesetz in Artikel fünf verankert ist (vgl. Bundesamt für Justiz 2019). Sie besagt: 

„Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu 

verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten“ 

(Bundesamt für Justiz 2019). Zudem gelten Landespresse- und Landesmediengesetze 

sowie in Rundfunkstaatsverträgen festgeschriebene Regelungen, wie beispielsweise 

Regelungen zur Trennung von Redaktion und Werbung oder zu Auskunftsrechten ge-

genüber Behörden. Ethische Grundsätze sind beispielsweise im Deutschen Presserat 

oder in den Selbstverpflichtungen der Medien institutionalisiert. Des Weiteren prägen 

auch ökonomische, organisatorische und technische Gegebenheiten in den Medienun-

ternehmen und Redaktionen die journalistische Tätigkeit (vgl. Bpb 2011). 

In aller Regel arbeiten Journalisten in einer Redaktion oder für eine Redaktion, was 

bedeutet, dass sie an die Ziele und Festlegungen der Organisation gebunden sind (vgl. 

Mast 2018, 187). Jede Redaktion hat ihr eigenes Profil und verpflichtet seine Mitarbei-

ter dazu, entsprechend der redaktionellen Linie zu berichten (vgl. Bpb 2011). Die re-

daktionelle Linie manifestiert sich im redaktionellen Konzept. Diesem Konzept liegt die 

genaue Definition der anvisierten Zielgruppe, die spezifische Strategie der Publikums-

ansprache sowie die Themenmischung und Wahl der Darstellungsformen zugrunde. 

Insgesamt steckt es den redaktionellen Rahmen ab (vgl. Mast 2018, 221).  

Weiterhin ist eine Redaktion in eine übergeordnete Medienorganisation eingebunden, 

also einen Verlag, ein Medienunternehmen oder eine Rundfunkanstalt. Eine Redaktion 

muss daher stets die Zielvorstellungen der Medienorganisation in die Redaktion ein-

binden, wobei es sich zumeist um Gewinnziele handelt (vgl. Altmeppen 2006, 215). 

Der Verlag bestimmt dabei die grundlegende Haltung der Redaktion und entscheidet 

über Fragen von erheblichem Gewicht. Der Chefredakteur hingegen hat die Entschei-

dungsbefugnis über Einzelheiten, sofern sie nicht von weitreichender Bedeutung sind 

(vgl. Badisches Tagblatt 2019). Hier stellt sich die Frage, inwiefern auch die innere 

Pressefreiheit Einfluss auf die journalistische Arbeit hat. Unter der inneren Pressefrei-
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heit versteht man das Verhältnis zwischen dem Verlag und der Redaktion beziehungs-

weise dem einzelnen Journalisten unter dem Gesichtspunkt der Mitbestimmung. Jeder 

Journalist ist Träger des Grundrechts der Pressefreiheit (vgl. Initiative Tageszeitung 

2019), jedoch ist fraglich, ob er sich auch gegenüber seinem Verleger auf dieses 

Grundrecht berufen kann oder ob er, wie in jedem anderen Unternehmen, als Arbeit-

nehmer lediglich den Weisungen seines Arbeitgebers unterworfen ist (vgl. Badisches 

Tagblatt 2019). 

Der Journalismus erfüllt nicht nur eine öffentliche Aufgabe, sondern ist auch ein Ge-

schäft. Mit journalistischen Angeboten sowie durch Werbung und Anzeigen verdienen 

Medienunternehmen und Verlage ihr Geld. Auf diese Weise unterliegen Redaktionen 

den Gesetzen des ökonomischen Wettbewerbs (vgl. Mast 2018, 64). Einzige Ausnah-

me stellt der öffentlich-rechtliche Rundfunk dar, der durch Gebühren der Gesellschaft 

finanziert wird (vgl. Czepek 2016, 27). Die Kommerzialisierung und der zunehmende 

Wettbewerbsdruck sorgen dafür, dass sich Journalisten immer stärker am Publikumsin-

teresse orientieren. Zudem erhöht sich der Spardruck in Redaktionen, wodurch immer 

öfter Stellen gestrichen und Arbeitsabläufe effizienter gestaltet werden, um Kosten zu 

sparen (vgl. Mast 2018, 189). In der heutigen Zeit müssen Journalisten mit einer viel 

größeren Komplexität der Themen und Aufgaben umgehen. Besonders die Etablierung 

des Internets, durch das Nachrichten in Echtzeit gefordert werden, beschleunigt die 

Arbeit der Journalisten erheblich (vgl. Mast 2018, 269). Redaktionen müssen um die 

Aufmerksamkeit des Publikums kämpfen, denn es existieren immer mehr Angebote 

und Quellen, über die sich die Menschen mit Nachrichten und Informationen versorgen 

können und die Wechselbereitschaft des Publikums ist hoch (vgl. Mast 2018, 206). 

Wie sich zeigt, wird die journalistische Arbeit durch organisationelle Richtlinien deter-

miniert, wie durch Vorgaben des Redaktionskonzepts oder durch Zwängen aufgrund 

von begrenzten Ressourcen und Arbeitsteilung (vgl. Altmeppen 2016, 135). 

3.2 Journalistisches Ethos 

„Ethik im Journalismus fragt nach den Prinzipien guten journalistischen Handelns und 

ihren Begründungen“ (Thomaß 2016, 537). Nach dieser Definition bezieht sich das 

Berufsethos im Journalismus auf die Handlungen von Journalisten, die Qualität ihrer 

Produkte und auf Fehlleistungen sowie Konfliktfelder (vgl. Thomaß 2016, 537). Der 

Pressekodex des Deutschen Presserats definiert verantwortungsbewusstes Handeln 

und legt den Handlungsspielraum von Journalisten fest. Die in ihm festgelegten publi-

zistischen Grundsätze konkretisieren die Berufsethik der Presse (vgl. Mast 2018, 496). 

Sie stellen dabei jedoch lediglich handlungsleitende Normen dar, die nicht einklagbar 

sind. Dennoch können bei Verstößen, Rügen durch den deutschen Presserat ausge-

sprochen werden (vgl. Donsbach/Rentsch/Schielicke 2009, 77). Die drei zentralen 
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Grundsätze des journalistischen Ethos umfassen Unabhängigkeit, Wahrhaftigkeit und 

die Sorgfaltspflicht (vgl. Kreyher 2018, 78).  

Unabhängigkeit bedeutet, dass sich Journalisten bei ihrer Arbeit der Verantwortung 

gegenüber der Öffentlichkeit bewusst sein müssen und ihre publizistische Aufgabe 

nach bestem Gewissen fair und unbeeinflusst von persönlichen Interessen sowie sach-

fremden Beweggründen wahrgenommen werden muss (vgl. Presserat 2017, 3). Wei-

terhin ist der Journalismus zu einer wahren und wahrhaftigen Berichterstattung 

verpflichtet: „Die Achtung vor der Wahrheit, die Wahrung der Menschenwürde und die 

wahrhaftige Unterrichtung der Öffentlichkeit sind oberste Gebote der Presse“ (Presse-

rat 2017, 4). Um die öffentliche Aufgabe der Gesellschaft gegenüber erfüllen zu kön-

nen, müssen Redaktionen aus ethischen und juristischen Gründen bestimmte 

Sorgfaltspflichten einhalten, was bedeutet, dass sie sich der Tragweite und möglichen 

Folgen einer falschen Berichterstattung bewusst sein sollten. Dabei gilt es aber auch, 

zwischen dem öffentlichen Interesse einer Berichterstattung und der möglichen Ge-

fährdung geschäftlicher Interessen und dem Schutz der Privatsphäre abzuwägen (vgl. 

Mast 2018, 296). Der Pressekodex hält Journalisten zu einem transparenten und sorg-

fältigen Arbeiten an. Bei der Recherche sind Informationen sorgfältig auf ihren Wahr-

heitsgehalt zu überprüfen, indem sie unter anderem korrekt beschafft und 

wiedergegeben werden (vgl. Presserat 2017, 4). 

Weiterhin hat der Journalismus die höchstverantwortungsvolle Aufgabe, zu einem ge-

sellschaftlich gesunden Diskurs beizutragen und als Frühwarnsystem zu fungieren. 

Hier stellt sich die Frage nach den journalistischen Qualitätskriterien, die auch meist 

ethische Kriterien darstellen (vgl. Prinzing 2016, 108 f.). Diese umfassen laut Mast Ob-

jektivität, Faktizität, Vielfalt, Vollständigkeit, Unterhaltsamkeit und Neutralität (vgl. Mast 

2018, 78).  

Die prägende Norm des Journalismus lautet Objektivität, was bedeutet, dass Journalis-

ten möglichst unparteiisch über Ereignisse berichten und auf eigene Wertungen ver-

zichten sollten. Zudem soll die Präsentation faktenorientiert sein (vgl. Mast 2008, 268). 

Laut Lorenz kann die Objektivität gewährleistet werden durch die Prüfung des Wahr-

heitsgehalts von Aussagen, die strikte Trennung von Nachricht und Meinung sowie 

durch das Bemühen um Vollständigkeit (vgl. Lorenz 2009, 99).  

Die publizistische Vielfalt stellt die wesentliche Voraussetzung für die Meinungs- und 

Informationsfreiheit dar. Durch sie soll eine konkurrierende Willensbildung ermöglicht 

werden (vgl. Mast 2018, 21). Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten haben laut 

den Rundfunkgesetzen den Programmauftrag, der Grundversorgung zu dienen. Auf 

diese Weise sollen sie Vielfalt garantieren, indem sie mit der Sendung von Information, 

Bildung und Unterhaltung allen Bürgern dienen. Nicht ganz so streng sind die Vorga-
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ben der Landesmediengesetze für private Rundfunkanstalten, doch auch sie enthalten 

Vorschriften zur Sicherung der Meinungsvielfalt (vgl. Mast 2018, 35 f.).  

Die Praxis zeigt jedoch immer wieder, dass Journalisten ihre professionellen Regeln 

und Normen verletzen. Beispielsweise ist die Berichterstattung einseitig, zu subjektiv 

(vgl. Fengler 2016, 184) oder orientiert sich zu stark an den Interessen Dritter (vgl. 

Gerster/Nürnberger 2017, 80). Auch die publizistische Vielfalt wird in der Realität auf-

grund des vorherrschenden medialen Mainstreams zunehmend eingeschränkt (vgl. 

Meyer 2015, 39).  

3.3 Selbstverständnis von Journalisten 

Journalisten sollen die Bürger informieren, die Mächtigen kritisieren, zur Meinungs- und 

Willensbildung beitragen und ihr Publikum auch unterhalten (vgl. Weischen-

berg/Malik/Scholl 2006, 98). Dies ist in den Landesrundfunkgesetzen und im Rund-

funkstaatsvertrag für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, wie die ARD als 

Programmauftrag vorgegeben (vgl. ARD 2019a). Aus solchen normativen Vorgaben 

resultieren dann spezifische Rollenerwartungen an die Journalisten, die sich jedoch 

erst in der Berichterstattung widerspiegeln, wenn die Journalisten selbst diese Erwar-

tungen teilen. Dementsprechend müssen sie sich in ihrer Rolle als Journalist für die 

Vermittlung von Meinungen, Informationen, für Kritik und Kontrolle sowie für Unterhal-

tung zuständig fühlen (vgl. Weischenberg/Malik/Scholl 2006, 98). Somit lässt sich sa-

gen, dass der Journalismus ein Beruf ist, der aus seiner Perspektive selbst eigenen 

Standards und professionellen Normen gehorcht (Mast 2018, 63).  

Berufsrolle Motive 

Objektiver Berichterstatter Objektivität, Sachlichkeit, Neutralität 
Kontrolleur und Kritiker Kontrollieren, Aufdecken, Bewerten 
Investigativer Journalist Gründliche Recherche, Aufdecken von Skan-

dalen 
Anwaltlicher Journalist Parteilichkeit, Subjektivität 
Ratgeber und Berater Unterstützung im Alltag 
Unterhalter und Entertainer Unterhaltung 
Erzieher und Pädagoge Vermittlung von Werten und Verhaltensweisen 
Community Manager Netzwerker, Moderator 

Abbildung 6: Berufsrollen 
(Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Mast 2018, 481 ff.) 

 
Bei dem beruflichen Selbstverständnis geht es darum, wie Journalisten ihre Arbeit ver-

stehen und was ihnen bei der Recherche, beim Schreiben und Veröffentlichen wichtig 

ist. Diese individuellen Vorstellungen bezeichnet man als Berufsrolle (vgl. Mast 2018, 

475 f.). Laut Mast haben sich, wie Abbildung 6 zeigt, über die Jahrzehnte und in Ab-
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hängigkeit von Entwicklungen innerhalb und außerhalb des Mediensystems, bis heute 

acht journalistische Berufsrollen etabliert (vgl. Mast 2018, 481). 

Beim objektiven Berichterstatter steht die möglichst objektive Vermittlung von Informa-

tionen im Vordergrund. Er agiert als unabhängiger Transporteur von Fakten und Ereig-

nissen (vgl. Lorenz 2009, 88) und bemüht sich dabei um eine größtmögliche 

Neutralität. Hier steht die Sachlichkeit im Vordergrund und eigene Wertungen und Mei-

nungen werden aus der Berichterstattung möglichst herausgehalten. Kritiker und Kon-

trolleure betonen hingegen ihre Kontrollfunktion in der Gesellschaft. Sie verstehen sich 

als Kritiker von gesellschaftlichen Ereignissen und haben es sich zur Aufgabe gemacht 

zu kontrollieren, aufzudecken und zu bewerten. Sie werden auch als Wachhunde der 

Gesellschaft umschrieben und ihre Berufsziele beruhen auf der Vorstellung der Medien 

als vierte Gewalt (vgl. Mast 2018, 481 f.). 

Der investigative Journalist wird auch als Enthüllungsjournalist bezeichnet (vgl. Lorenz 

2009, 106). Ziel dieser Berufsrolle ist es, geheime, verschwiegene und der Öffentlich-

keit vorenthaltenen Informationen gründlich zu recherchieren und zu publizieren. Hier-

zu gehört das Aufdecken von politischen und wirtschaftlichen Skandalen. In dieser 

Berufsrolle findet sich die extreme Variante der Kritik- und Kontrollfunktion der Medien 

wieder (vgl. Mast 2018, 483). 

Die Berufsrolle des anwaltlichen Journalisten gebraucht ein hohes Maß an Subjektivität 

und tritt damit aus ethischer Sicht in eine Gegenposition zum Objektivitätsideal (vgl. 

Altmeppen 2016, 133). Der anwaltliche Journalist ergreift bewusst Partei und agiert 

häufig als Anwalt der Schwachen gegen Starke. Er setzt sich bewusst für bestimmte 

Anliegen ein und will damit konkrete Verbesserungen erreichen (vgl. Mast 2018, 484). 

Dabei gibt er das Kriterium der Neutralität auf und orientiert seine Berufsethik an sozia-

len Kriterien. Laut Altmeppen handelt es sich bei dieser Berufsrolle jedoch nicht 

zwangsläufig um Meinungsjournalismus, vielmehr werden die Regeln des Journalis-

mus mit eigenen Kriterien kombiniert. Dies führt somit keineswegs zu einer anderen 

Ausprägung von Ethik und Verantwortung, sondern lediglich zu einer veränderten Ge-

wichtung und Akzentuierung (vgl. Altmeppen 2016, 132 ff.).  

Bei der Berufsrolle des Ratgebers und Beraters geht es in erster Linie darum, dem 

Publikum Lebenshilfe im Alltag sowie Ratschläge bei schwierigen Problemen zu liefern. 

Dabei versucht der Journalismus die Informationen so aufzubereiten, dass sie dem 

Publikum helfen, Entscheidungen zu treffen und Probleme zu lösen. Der Erzieher und 

Pädagoge möchte dem Publikum eine bestimmte Haltung vermitteln und Anreize für 

ein verändertes Verhalten bieten (vgl. Mast 2018, 484 f.). Der Unterhalter und Entertai-

ner will seinem Publikum in erster Linie Unterhaltung und Entspannung bieten (vgl. 

Weischenberg/Malik/Scholl 2006, 111). Eine vorrangige Aufgabe sieht diese Berufsrol-
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le in der Berichterstattung über Sensationen und Themen mit „human touch“. Das 

Schlagwort Infotainment verweist auf einen Trend, bei dem Informationen zunehmend 

unterhaltend präsentiert werden oder Unterhaltung informativ gestaltet wird. Die Gren-

zen zwischen Unterhaltungs- und Informationsangeboten verwischen auf diese Weise 

immer mehr (vgl. Mast 2018, 484). Die neuere Berufsrolle des Community Managers 

hat sich erst mit der Etablierung der Online-Medien herauskristallisiert. Journalisten 

fungieren hier als Netzwerker, Moderator und Plattform-Anbieter und vermitteln zwi-

schen den Machern und Nutzern der Medienerzeugnisse (vgl. Mast 2018, 484 f.). 

Diese Rollenbilder sind laut Lorenz in der Praxis jedoch fast nie in dieser idealtypi-

schen Ausprägung zu finden. Vielmehr existieren eine Vielzahl von Kombinationen, 

Mischformen und Überschneidungen. Weiterhin wechseln Journalisten auch je nach 

Aufgabenstellung, Bildungsweg oder hierarchischer Stellung zwischen Rollenmustern 

(vgl. Lorenz 2009, 87). Eine Befragung von 1500 Journalisten aus dem Jahr 2005, 

durchgeführt von Weischenberg, Malik und Scholl, belegt, dass in allen Medien das 

Selbstbild des objektiven Berichterstatters, der sein Publikum möglichst schnell und 

präzise informieren will, dominiert. Im Vergleich zu 1993 ist ihr Anteil von 74 % auf 

89 % im Jahr 2005 gestiegen. Das Rollenverständnis, das auf Kritik, Kontrolle und En-

gagement ausgerichtet ist, hat dabei seit 1993 eher an Bedeutung verloren. Hingegen 

hat das Berufsverständnis, das sich an den Ratgeber- und Unterhaltungsbedürfnissen 

des Publikums orientiert, zunehmend an Bedeutung gewonnen. Nur ein geringer Teil 

möchte den Rezipienten eigene Ansichten vermitteln (vgl. Weischenberg/Malik/Scholl 

2006, 102 ff.). 

Welchen expliziten Einfluss das Selbstverständnis von Journalisten auf die alltägliche 

Arbeit hat, ist in der Forschung sehr umstritten. Nicht ganz sicher ist, ob das Selbstver-

ständnis von Journalisten Einfluss auf die alltägliche Praxis hat, also ob sie ihre Vor-

stellungen und Ansprüche in der Berichterstattung auch wirklich umsetzen können oder 

ob es sich eher um idealisierte Selbstbilder handelt (vgl. Bpb 2011). Auf der einen Sei-

te kann angenommen werden, dass sich vom jeweiligen Rollenbild auf die Arbeitswirk-

lichkeit schließen lässt. Auf der anderen Seite steht die Annahme, dass das 

Selbstverständnis weitgehend bedeutungslos für die Berufswirklichkeit der Journalisten 

ist, da die vielschichtigen Arbeitszusammenhänge in den Redaktionen zu wenig Raum 

für die Umsetzung von individuellen Zielen und Absichten lassen (vgl. Weischen-

berg/Malik/Scholl 2006, 98 f.).  

3.4 Journalistische Selektions- und Transformationslogik 

Journalisten sind es, die bei ihrer Arbeit entscheiden, welche Ereignisse veröffentlicht 

und wie diese dargestellt werden (Bpb 2011). Zur journalistischen Leistung zählt somit 

die Auswahl und Aufbereitung von Mitteilungen (vgl. Altmeppen/Greck/Evers 2016, 50). 
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Da Medien und Journalisten auf diese Weise stark beeinflussen können, welche Fol-

gen eine Nachricht in der Öffentlichkeit hat, wird ihnen in unserer Gesellschaft eine 

große Macht und Verantwortung zugeschrieben (vgl. Wickert 2016, 64). 

Nachrichten und Informationen unterschiedlichster Art strömen ständig auf die Journa-

listen ein. Dieses Informationsüberangebot muss systematisiert werden, um berich-

tenswerte Ereignisse und Themen auswählen zu können. In diesem Zusammenhang 

werden Journalisten als Gatekeeper beschrieben, da sie an der Schlüsselstelle zwi-

schen der Nachricht und der Öffentlichkeit stehen und darüber entscheiden, welche 

Nachrichten an die Öffentlichkeit gelangen (vgl.  Mast 2018, 68 f.) und in welchem Licht 

Personen oder Ereignisse gezeigt werden. Somit liegt es in ihrer Hand, wie das Publi-

kum das Dargestellte deutet, welche Zusammenhänge es herstellt und was für ihr Ur-

teil ausschlaggebend sein wird (vgl. Meyer 2015, 22). Durch die Art der 

Nachrichtenselektion und - interpretation fungieren sie als Torwächter bei der Formung 

des öffentlichen Diskussionsraums (vgl. Mausfeld 2017, 138).  

Mithilfe der Nachrichtenwerttheorie kann erklärt werden, wie Journalisten bei ihrer 

Auswahl der Themen vorgehen (vgl. Maier 2018, 13). Dabei ist es zuerst einmal wich-

tig zu verstehen, was Nachrichtenfaktoren sind und welche Rolle sie bei der Berichter-

stattung spielen. Laut Kepplinger bezeichnet der Begriff Nachrichtenfaktoren Merkmale 

von Nachrichten über Ereignisse und Themen, die zu ihrer Publikationswürdigkeit bei-

tragen. Somit sind sie mit einem Nachrichtenwert versehen. Der Nachrichtenwert einer 

Nachricht ist dabei umso größer, je mehr Nachrichtenfaktoren sie aufweist. Zudem 

spielt neben der Anzahl auch die Intensität der Nachrichtenfaktoren eine wichtige Rolle 

(vgl. Kepplinger 2008, 3245). Die Berichterstattung ist somit in Richtung der Nachrich-

tenfaktoren verzerrt, das heißt, dass Journalisten diejenigen Aspekte eines Ereignisses 

betonen, die den Nachrichtenfaktoren entsprechen. Zusammengefasst bestimmen die 

Nachrichtenfaktoren die Selektion der Themen sowie ihre Transformation, also die Art 

und Weise, wie sie aufbereitet werden, beziehungsweise, was als Kern der Nachricht 

herausgestellt oder welcher Dreh einer Geschichte verliehen wird (vgl. Mast 2018, 80). 

Nachrichtenfaktoren können als Ereignismerkmale angesehen werden, die Journalis-

ten stark bei ihrer Entscheidung beeinflussen, ob und mit welcher Aufmerksamkeit sie 

über Ereignisse berichten (vgl. Maier 2018, 18).  

Es scheint, dass unter Journalisten allgemein ein Konsens darüber herrscht, welche 

Ereignisse zu Nachrichten werden und welche keine Beachtung in der Berichterstat-

tung finden (vgl. Mast 2018, 82). Nach Walther von La Roche erzeugt eine Nachricht 

beim Leser dann Interesse, wenn sie möglichst viele der folgenden Elemente enthält: 

Nähe, Gefühl, Prominenz, Sex, Fortschritt, Konflikt, Kampf, Dramatik, Kuriosität und 

Folgenschwere (vgl. von La Roche 2013, 85).  
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Der wahrscheinlich bekannteste Nachrichtenfaktor ist der Negativismus. Ein Thema 

wird demnach von den Medien umso mehr beachtet, je mehr ein Ereignis auf Konflikt, 

Kontroverse, Aggression, Zerstörung oder Tod bezogen ist. Zudem werden bei Ereig-

nissen die negativen Aspekte überbetont (vgl. Mast 2018, 80). Gerster und Nürnberger 

sind der Ansicht, der Hang zur Übertreibung gehört zu den Berufskrankheiten von 

Journalisten (vgl. Gerster/Nürnberger 2017, 40). Laut Haßler bietet der Klimawandel 

vielfältige Anknüpfungspunkte für negative Bewertungen, weshalb über die Ursachen 

und Eigenschaften der globalen Bedrohung deutlich häufiger berichtet wird als über 

Maßnahmen zur Bekämpfung des Risikos (vgl. Haßler 2017, 118).  

Weiterhin finden Personen mit prominentem Status und Prestige besonders starke 

Beachtung. Politisches Geschehen wird dabei häufig im Zusammenhang mit dem 

Handeln von einflussreichen Personen gezeigt. Auch die Nähe des Geschehens ist ein 

wichtiger Nachrichtenfaktor. Je näher beispielsweise ein Land Deutschland in geografi-

scher, politischer, wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht ist und je bedeutender und 

mächtiger es ist, umso häufiger kommt es in den Nachrichten vor (vgl. Maier 2018, 19).  

Zur Verantwortung von Journalisten zählt, dass sie Nachrichten einordnen, auswählen 

und so transportieren, dass sie den Rezipienten Orientierung geben. Jedoch folgen 

Journalisten gerne dem, was Sensation verspricht, ohne darauf zu achten, welchen 

Wissensgewinn der Zuschauer dabei hat. Somit wird laut Wickert dann eher über einen 

Bombenanschlag in einem fernen Ort berichtet, als über Themen der Regierung des 

eigenen Landes, die zur Meinungsbildung der Bürger förderlich wären (vgl. Wickert 

2016, 88 f.). Das Motto lautet häufig: Apokalypse statt Aufklärung, wodurch höhere 

Einschaltquoten oder Auflagenhöhen erzeugt werden sollen (vgl. Wickert 2016, 30).  

 

Abbildung 7: Aufmerksamkeitsmanagement: Steuerung der Aufmerksamkeit  
(Quelle: Kreyher 2018, 85) 
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Themen werden anhand der Nachrichtenfaktoren ausgewählt, die allgemeine Aufmerk-

samkeit versprechen und so aufbereitet, dass sie ein möglichst großes Publikum an-

sprechen. Die journalistische Selektions- und Transformationslogik wirken zusammen 

und sorgen für den Erfolg der Produkte auf dem Aufmerksamkeitsmarkt (vgl. Meyer 

2015, 24). Meyer ist der Meinung: „Wer diese Logik professionell beherrscht, kann 

durch gekonnte Inszenierung für fast alles Aufmerksamkeit mobilisieren“ (Meyer 2015, 

24). Dabei werden im Journalismus, wie Abbildung 7 zeigt, einige Strategien angewen-

det.  

Für Journalisten ist es kaum möglich, ein Ereignis in seinem ganzen Umfang darzustel-

len. Laut Schulz werden Ereignisse erst dadurch zu Nachrichten, indem sie aus der 

Totalität und Komplexität des Geschehens ausgewählt werden. Ein Ereignis stellt somit 

nur einen Ausschnitt der Realität dar (vgl. Schulz 1976, 9), der wiederum aufgrund der 

journalistischen Auswahlkriterien verzerrt ist (vgl. Eilders 2016, 432). Durch die Reduk-

tion der Komplexität kommt eine Simplifizierung zustande, indem komplexe gesell-

schaftliche Vorgänge reduziert werden und sich nur einseitig auf einen bestimmten 

Blickwinkel fokussiert wird (vgl. Landmeier/Daschmann 2011, 179). Ziel ist es dabei, 

die Informationen möglichst kurz und attraktiv zu inszenieren (vgl. Meyer 2015, 24). 

Beispielsweise gewann der ökologische Fußabdruck in den Medien zweitweise an Be-

deutung, da auf diese Weise das komplexe Thema Klimawandel auf persönlich erfahr-

bare Aspekte reduziert werden kann (vgl. Haßler 2017, 117).  

Für den Einen ist ein Thema neu und interessant und für den Anderen ist es längst 

bekannt. Journalisten nutzen dies und erzeugen bei ihrer Berichterstattung aktiv Aktua-

lität, indem Themen und Ereignisse für ein bestimmtes Publikum aufbereitet werden 

(vgl. Mast 2018, 72). So werden mit Hilfe der Aktualisierung bewusst Informationen 

hochgespielt und andere überdeckt beziehungsweise unten gehalten (vgl. Kepplinger 

2011, 153). Weiterhin werden Themen aufgebauscht, um ihnen künstlich mehr Rele-

vanz zu geben. Auf diese Weise beeinflusst der Journalismus nicht nur die Auswahlkri-

terien, sondern sorgt auch für einen Nachschub an Themen, die genau diesen Kriterien 

entsprechen (vgl. Kepplinger 2011, 125). Durch diese Transformationslogik kann laut 

Kepplinger auch die Meinung der Rezipienten in eine bestimmte Richtung gelenkt wer-

den (vgl. Kepplinger 2011, 155). Meyer betont, dass es die Künste des Gewichtens, 

Zuspitzens und Modellierens von Nachrichten sind, die das Geschäft des Journalismus 

ausmachen (vgl. Meyer 2015, 15). Auf diese Weise kann Sensation erzeugt werden, 

wo eigentlich gar keine ist. Weiterhin wird in der Berichterstattung durch den Einsatz 

von Bildern und Graphiken zunehmend auf Visualisierung gesetzt, wodurch der Ein-

druck von Unmittelbarkeit und Authentizität verstärkt wird. Auch sprachlich sind Artikel 

an die Alltagssprache angelehnt und Sätze sind kurz und unkompliziert verfasst (vgl. 

Landmeier/Daschmann 2011, 178 f.).   
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Eine weitere Strategie ist die Personalisierung. Dabei werden bei der Berichterstattung 

Einzelpersonen, deren Handeln oder Schicksal fokussiert. Die Personalisierung bewirkt 

eine größere Relevanz von Nachrichten für das Publikum. Zudem reduziert sie Kom-

plexität und macht Zusammenhänge verständlicher und unterhaltsamer (vgl. Bente-

le/Fähnrich 2010, 51 ff.). Bei der Darstellung von komplexen naturwissenschaftlichen 

Zusammenhängen, die in Verbindung mit dem Klimawandel stehen, kann beispielswei-

se die Personalisierung als Mittel zur Komplexitätsreduktion eingesetzt werden, indem 

bei der Berichterstattung über die Klimakonferenzen insbesondere prominente Politiker 

in den Mittelpunkt der Beiträge gerückt werden (vgl. Haßler 2017, 117).  

Es lässt sich sagen, dass all diese Strategien zugunsten der Emotionalisierung ausfal-

len, wobei die Vermittlung von Gefühlswelten im Vordergrund steht (vgl. Landmei-

er/Daschmann 2011, 179). Insgesamt soll diese Aufbereitungsweise von Nachrichten 

dazu führen, eine Aktivierung des Publikums zu erzielen. Das bedeutet, es sollen Rei-

ze geschaffen werden, um die Rezipienten zum Hinschauen zu bewegen (vgl. Dulinski 

2006, 29). 

Diese Art der Aufbereitungsweise von Nachrichten gilt als charakteristisch für den Bou-

levardjournalismus. Im Gegensatz zum Informationsjournalismus, der neutral, vielfältig 

und ausgewogen Fakten vermitteln will, orientiert sich der Boulevardjournalismus an 

einem möglichst breiten Publikum (vgl. Lünenborg 2016, 322). Aufgrund der zuneh-

menden Kommerzialisierung und des Konkurrenzdrucks gewinnen jedoch auch im 

Qualitätsjournalismus die Bedürfnisse und Wünsche des Publikums immer mehr an 

Bedeutung (vgl. Mast 2018, 269). Auf diese Weise treten die Publikumsinteressen und 

auch teils die der Werbekunden als Selektionskriterien zunehmend konkurrierend ne-

ben die Kriterien der journalistischen Relevanz (vgl. Lünenborg 2016, 321). Donsbach 

und Büttner haben deutsche Fernsehnachrichten verglichen und untersucht. Dabei 

stellten sie fest, dass in Bezug auf Stil, Inhalt und Aufmachung eine fortschreitende 

Veränderung zu erkennen ist. Diese beschrieben sie als Entpolitisierung, was bedeu-

tet, dass weniger über politische Themen und Ereignisse berichtet wird und dafür zu-

nehmende Personalisierung und Emotionalisierung zu erkennen sind (vgl. 

Donsbach/Büttner 2005, 34). „Insgesamt wird die Berichterstattung zunehmend perso-

nenbezogener, emotionaler, skandalträchtiger, sensationeller und spekulativer“ (Dons-

bach/Büttner 2005, 34). Wie sich zeigt, werden die genannten Elemente zur Steuerung 

der Aufmerksamkeit keineswegs mehr allein in den Boulevard-Medien genutzt, son-

dern finden auch zunehmend Verwendung in den Nachrichten-Sparten der als seriös 

geltenden Zeitschriften, Zeitungen sowie Fernseh- und Rundfunkanstalten (vgl. Lorenz 

2009, 145).  
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3.5 Trennung von Nachricht und Kommentar 

Eine grundlegende Norm im Journalismus stellt die Trennung von Nachricht und Kom-

mentar dar (vgl. Mast 2018, 78). Sie soll dazu dienen, dem Rezipienten zu verdeutli-

chen, welchen Teil der Medienaussage er für das Spiegelbild der Realität nehmen darf 

und welcher nur die Meinung des Journalisten oder der Redaktion widerspiegelt. Auf 

diese Weise soll er sich unabhängig und unbeeinflusst eine eigene Meinung bilden 

können (vgl. Schönbach 1977, 15). In den Rundfunkgesetzen ist dieser Anspruch seit 

1945 für Presse und Rundfunk verankert (vgl. Schönbach 1977, 13). In den Landesge-

setzen zum Staatsvertrag vom 06.06.1961 über die Errichtung der Anstalt des öffentli-

chen Rechts „Zweites Deutsches Fernsehen“ heißt es in § 2: „In den Sendungen der 

Anstalt soll den Fernsehteilnehmern (…) ein objektiver Überblick über das Weltge-

schehen, insbesondere ein umfassendes Bild der deutschen Wirklichkeit vermittelt 

werden“ (Hessischer Landtag 2019, 199). Weiterhin soll eine unabhängige Meinungs-

bildung ermöglicht werden. In § 3 wird betont, dass Nachrichten und Kommentare zu 

trennen sind (vgl. Hessischer Landtag 2019, 200). Grundsätzlich gilt diese Norm auch 

heute noch. Der Deutsche Fachjournalisten-Verband plädiert, dass die Berichterstat-

tung der Information dient und daher wahrheitsgemäß zu erfolgen hat. Daher müssen 

Wertungen des Journalisten eindeutig als solche zu erkennen sein (vgl. Deutscher 

Fachjournalisten-Verband 2019). Dennoch ist es laut den Landespressegesetzen die 

öffentliche Aufgabe der Presse, durch konkrete Stellungnahmen und Kritik an der Mei-

nungsbildung mitzuwirken (vgl. Juris 2019a). Um festzustellen, inwiefern eine explizite 

Trennung von Nachricht und Meinung im heutigen Journalismus umgesetzt werden 

kann, gilt es, die journalistischen Darstellungsformen genauer zu betrachten.  

 

Abbildung 8: Journalistische Darstellungsformen / Formate 
(Quelle: Kreyher 2018, 76) 

 

Laut Kreyher können, wie Abbildung 8 zeigt, journalistische Darstellungsformen auf 

folgenden Merkmalen beruhen: informierend / tatsachenbetonend, interaktiv / dialo-

gisch, kommentierend / meinungsbetonend und unterhaltend / boulevard (vgl. Kreyher 

2018, 76). Zu den tatsachenbetonenden Formen gehören die Nachricht, die Meldung 
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und der Bericht. Hierbei handelt es sich um Formate, die dem Rezipienten das aktuelle 

Geschehen möglichst sachlich, wahrheitsgetreu und objektiv vermitteln. Weiterhin zählt 

die Reportage zu den fakten- und tatsachenbetonenden Formaten, die jedoch einem 

stärkeren Einfluss der Person des Autors unterliegt (vgl. Haas 2017). Sie kann als tat-

sachenorientierter, persönlich gefärbter Erlebnisbericht umschrieben werden (vgl. Mast 

2018, 355). Auch das Feature wird in diese Gattung eingeordnet. Dabei handelt es sich 

um einen lebhaften, einer Reportage ähnlichen Text, bei dem ein Merkmal eines Er-

eignisses herausgearbeitet oder dem Beitrag ein aufmerksamkeitsweckender Akzent 

verliehen wird (vgl. Mast 2018, 355). Zu den interaktiven / dialogischen Formen zählt 

beispielsweise das Interview (vgl. Mast 2018, 369). 

Die kommentierenden und meinungsbetonenden Textarten haben sich aufgrund des 

Anspruchs Nachricht und Meinung zu trennen, herausgebildet. Diese Formen sollen im 

Gegensatz zu den tatsachenbetonenden Formen bewerten und interpretieren, also 

Meinungen äußern (vgl. Mast 2018, 374 f.). Zu den kommentierenden und meinungs-

betonenden Formen zählen Leitartikel, Kommentare, Glossen, Kritiken und Rezensio-

nen sowie Kolumnen und Karikaturen. Kommentare bewerten vor allem aktuelle 

Ereignisse und dienen der gesellschaftlichen Meinungsbildung. Der Leitartikel wird 

eher zur streitbaren Deutung von aktuellen Geschehnissen genutzt. Glossen dagegen 

sollen das Publikum eher anregend unterhalten und Kritiken dienen vorrangig der Mei-

nungsbildung sowie Information (vgl. Wolff 2011, 122).  

Die Trennung der Textsorten wird zwar als Norm gelehrt (vgl. Haas 2017), dennoch 

sind die Grenzen zwischen den Formen in der Praxis fließend. Im Hinblick auf Ein-

schaltquoten und Akzeptanzorientierung werden selbst klassische Informationsangebo-

te nicht mehr nur zur Information oder Bildung, sondern zunehmend auch zur 

Unterhaltung genutzt (vgl. Lorenz 2009, 146). So erlebt man die Darstellungsformen 

selten in reiner Form. Beispielsweise werden in faktenorientierten Artikeln Meinungs-

äußerungen eingefügt, um den Unterhaltungswert der Texte für das Publikum zu stei-

gern (vgl. Haas 2017).  

Eine strikte Trennung von Nachricht und Kommentar erfordert ein hohes Maß an Ob-

jektivität. Jedoch sind einige Darstellungsformen speziell von Subjektivität geprägt und 

leben davon, dass der Erzähler aus eigenen Erfahrungen spricht und mit persönlichen 

Formulierungen in Erscheinung tritt (vgl. Mast 2018, 344). Gerade im Unterhaltungs-

journalismus, wo die Nähe zum Publikum die wichtigste Rolle spielt, gehen Journalis-

ten sehr großzügig mit Meinungen und Bewertungen um (vgl. Mast 2018, 78). Der 

Auffassung einiger Praktiker nach, ist daher die Trennung von Nachricht und Meinung 

nicht immer praktizierbar und hängt zudem stark vom Berufsverständnis eines Journa-

listen ab. Dennoch gilt sie laut Mast als Gradmesser für die Redlichkeit des Journalis-

mus (vgl. Mast 2018, 343 ff.).  
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3.6 Trennung von Redaktion und Werbung 

Im Journalismus gilt der Trennungsgrundsatz von Werbung und Redaktion (vgl. Pres-

serat 2009, 4). In Ziffer 7 des Pressekodex ist dies wie folgt verankert: „Die Verantwor-

tung der Presse gegenüber der Öffentlichkeit gebietet, dass redaktionelle 

Veröffentlichungen nicht durch gesellschaftliche oder private Interessen Dritter oder 

durch persönliche wirtschaftliche Interessen der Journalisten (…) beeinflusst werden“ 

(Presserat 2009, 4). Weiterhin müssen bezahlte Veröffentlichungen so gestaltet sein, 

dass sie für den Leser als Werbung erkennbar sind und die Berichterstattung darf nicht 

die Grenze zur Schleichwerbung überschreiten. Diese gilt als überschritten, wenn die 

Veröffentlichung über ein begründetes öffentliches Interesse hinausgeht oder von Drit-

ten bezahlt wird. Dabei gebietet die Glaubwürdigkeit der Presse als Informationsquelle 

eine besondere Sorgfalt beim Umgang mit PR-Material (vgl. Presserat 2009, 4 f.).  

In der Praxis findet diese explizite Trennung jedoch kaum statt. Die Öffentlichkeitsar-

beit von Unternehmen, Parteien, Politikern und Verbänden hat einen zunehmenden 

Einfluss auf die journalistische Berichterstattung. Die PR-Branche hat sich mehr und 

mehr professionalisiert und immer mehr gesellschaftliche Akteure versuchen, ihren 

Anliegen öffentliche Aufmerksamkeit und Legitimation zu verschaffen (vgl. Weischen-

berg/Malik/Scholl 2006, 122). Laut einer Umfrage des Allensbacher Instituts aus dem 

Jahr 2014 sind 86 % der befragten Journalisten der Ansicht, dass die Einflussversuche 

von PR-Agenturen zugenommen haben und 79 % meinten, dass das PR-Material zu-

nehmend ungefiltert von den Medien übernommen wird und die Grenze zwischen 

Journalismus und PR immer mehr verschwimmt (vgl. Institut für Demoskopie Allens-

bach 2014, 10). 

Da die Wahl der Themen und Inhalte aus wirtschaftlicher Sicht so gestaltet wird, dass 

sie sich positiv auf die Umsätze auswirken (vgl. Mast 2018, 180), kann es leicht ge-

schehen, dass Meldungen, die eher als Werbung oder PR angesehen werden, in die 

mediale Berichterstattung aufgenommen werden, als eine Meldung, die ein echter Fall 

des Journalismus wäre (vgl. Teusch 2016, 125). Besonders Unternehmen nutzen da-

bei ihre Macht als Werbekunden, um die Berichterstattung in eine gewisse Richtung zu 

lenken (vgl. Institut für Demoskopie Allensbach 2014, 4).  

Der zunehmende Einfluss von Unternehmen auf die Berichterstattung verstößt jedoch 

gegen die grundlegende Norm der Trennung von Werbung und Redaktion (vgl. Krüger 

2016a, 56). Hier stellt sich die Frage nach der Unabhängigkeit der Redaktionen und 

auch Journalisten von ihren Geldgebern. Aufgrund der einbrechenden Einnahmen fällt 

es vielen Medienhäusern jedoch schwer, diese Unabhängigkeit zu garantieren. (vgl. 

Mast 2018, 180 f.). 
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4 Medienmainstreaming 

4.1 Definition Mainstream 

Der Begriff Mainstream stammt aus dem Englischen und bedeutet Hauptstrom. Folg-

lich sagt der Begriff Medienmainstream, dass es einen medialen Hauptstrom gibt (vgl. 

Teusch 2016, 18), also eine Vielzahl an Medien, die fast ausschließlich dasselbe be-

richten. Laut Krüger existiert tatsächlich eine feste Zahl von Leitmedien, die aufgrund 

ihrer Bedeutung und Reichweite, sozusagen den Kern des deutschen Mediensystems 

ausmachen. Dabei handelt es sich um die Nachrichtensendungen der ARD und ZDF, 

die Tageszeitungen Süddeutsche Zeitung, Frankfurter Allgemeine, Die Welt, Frankfur-

ter Rundschau, taz und die Bildzeitung. Bei den Wochenzeitungen handelt es sich um 

die Zeit, die Nachrichtenmagazine Spiegel, Focus und Stern. Auch die Online-Ableger 

all dieser Medien zählen dazu (vgl. Krüger 2016a, 29). Der mediale Mainstream be-

wegt sich auf diese Weise in der Mitte der Gesellschaft und fungiert tonangebend und 

meinungsbildend (vgl. Teusch 2016, 19).  

Laut Krüger ist der Korridor der veröffentlichten Meinungen so schmal wie nie zuvor. 

Bei vielen Themen kann man kaum noch von medialer Pluralität sprechen (vgl. Krüger 

2017, 124). Dennoch lässt sich nicht sagen, dass nun überall dasselbe berichtet wird, 

denn vereinzelt existieren immer noch besonders kritische Beiträge, die aus der Masse 

der Veröffentlichungen herausragen. Dennoch ist zweifellos ein medialer Konsens in 

bestimmten Fragen, beziehungsweise ein Hauptstrom der Anzahl von Themen und 

Meinungen, die in einem bestimmten Zeitraum in der Medienlandschaft dominieren, zu 

beobachten (vgl. Krüger 2016a, 30). Insgesamt weist der Medienmainstream laut 

Teusch mehr Gemeinsamkeiten als Unterschiede auf (vgl. Teusch 2016, 18).  

Unter journalistischem Mainstreaming ist laut Meyer, die weitgehende homogenisierte 

Berichterstattung  zu verstehen. Meyer fragt sich, ob angesichts der Entwicklung die-

ses Mainstreams, der Journalismus überhaupt noch in der Lage ist seinen Beitrag zur 

demokratischen Selbstverständigung der Gesellschaft zu leisten (vgl. Meyer 2015, 39). 

4.2 Konformitätsdruck der Medien 

Eine Vielzahl von Autoren geht der Frage nach, weshalb es zur Homogenität in der 

Berichterstattung und zum sogenannten Mainstreaming kommt. Laut Meyer gibt es in 

der journalistischen Branche einige Abhängigkeiten, die einen entscheidenden Grund 

für diesen Mainstream darstellen (vgl. Meyer 2015, 128). Hebel nennt in diesem Zu-

sammenhang den zunehmenden Konkurrenzdruck, die Verlegerinteressen und die 

Einflussnahmen aus der Politik (vgl. Hebel 2017, 77). 
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Medienprodukte werden in der Regel von gewöhnlichen Unternehmen fabriziert, die 

wie jedes andere Unternehmen auch, nach Gewinnmaximierung streben (vgl. Gers-

ter/Nürnberger 2017, 75). Im Zuge der digitalen Revolution haben sich die Geschäfts-

modelle gewandelt. Das Mediennutzungsverhalten des Publikums hat sich geändert 

und die Aufmerksamkeit hat sich zunehmend auf das Internet verlagert. Aufgrund des-

sen sinken die Auflagen der Tagespresse kontinuierlich und auch ihre Werbeeinnah-

men haben drastisch abgenommen (vgl. Krüger 2016a, 48). Weiterhin nimmt auch der 

Marktdruck immer weiter zu. Daher kommt es zu Sparmaßnahmen in den Redaktio-

nen. Übernahmen, Zusammenlegungen und Schließungen von Redaktionen sowie 

Massenentlassungen sind an der Tagesordnung. So zeigt sich, dass Presse und Rund-

funk vor allem Waren und nicht nur Kulturgüter sind (vgl. Meyer 2015, 141 f.). Somit 

bietet die scharfe Konkurrenzsituation eine mögliche Erklärung für die Entstehung des 

medialen Gleichklangs (vgl. Teusch 2016, 159), denn die Medien sind zum einen ge-

trieben durch die Leser und Zuschauer und zum anderen aufgrund von Angst vor Auf-

lagen- und Bedeutungsverlust (vgl. Krüger 2017, 126). Insbesondere der sogenannte 

Blitzjournalismus im Onlinebereich gibt zunehmend das Tempo der Berichterstattung 

vor (vgl. Hofstetter/Schönhagen 2014, 246). Auf diese Weise stehen die Medien unter 

einem permanenten Aktualitätsdruck (vgl. Krüger 2017, 126), was zu einem erhöhten 

Arbeitstempo und zu Steigerungszwängen führt. Da somit genau der Stoff produziert 

wird, der sich am gewinnbringendsten verkaufen lässt (vgl. Gerster/Nürnberger 2017, 

75), führt all dies dazu, dass alle ungefähr dasselbe berichten (vgl. Krüger 2017, 126). 

Wie bereits erwähnt, wählen Journalisten anhand der Nachrichtenfaktoren aus, über 

welche Themen berichtet wird. Laut Krüger wäre eine mögliche Ursache für das Ent-

stehen des Mainstreams die ähnliche Nachrichtenauswahl in den verschiedenen Re-

daktionen. Grund dafür ist, dass Journalisten aufgrund ihrer Ausbildung denselben 

Ereignissen ähnliche Eigenschaften zuschreiben (vgl. Krüger 2016b, 24). Weiterhin ist 

zu beachten, dass Redaktionen sozusagen Tendenzbetriebe sind. Sie haben eine poli-

tische Ausrichtung, die von den Verlegern, Herausgebern oder Chefredakteuren fest-

gelegt wird (vgl. Teusch 2016, 74). Weiterhin haben sie die Kontrolle über die 

Redaktion und entscheiden, ob sie eine Berichterstattung für akzeptabel halten. Sie 

sind es auch, die das Personal auswählen sowie kündigen und über den Verlauf einer 

Karriere entscheiden (vgl. Goeßmann 2017, 43). Somit sind Journalisten, wie die meis-

ten Arbeitnehmer, abhängige Beschäftigte, die sich an Arbeitsanweisungen halten und 

sich nach den Erwartungen der Redaktion richten (vgl. Tilgner 2017, 74). Hinzu kommt 

laut Meyer die übermächtige Neigung der Journalisten zur Selbstreferenz. Das heißt, 

sie haben die Tendenz, sich stets an dem zu orientieren, was die Kollegen tun (vgl. 

Meyer 2015, 147 f.). Indem man sich mit dem Rudel abstimmt, ersparen sich Journalis-

ten die Auseinandersetzung mit der Kritik und auch mit der Redaktion (vgl. van 

Rossum 2017, 25). Somit tragen karrierebezogene Abhängigkeiten und Gruppensoli-

darität zur Erklärung des Mainstreams bei (vgl. Meyer 2015, 130).  
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Neben dieser ideelen Pressekonzentration gibt es laut Augenstein auch noch eine in-

dustrielle Pressekonzentration. Dabei handelt es sich um die Tatsache, dass die Pres-

seerzeugnisse in der Hand von immer weniger Eigentümern liegen (vgl. Augenstein 

2005, 1497). Zusammengefasst gehört die Presse laut Chomsky vermögenden Leuten, 

die wollen, dass nur bestimmte Themen an die Öffentlichkeit gelangen. Chomsky un-

terstellt, dass Journalisten innerhalb dieses Systems genau wissen, was sie zu schrei-

ben haben und was nicht (vgl. Chomsky 2017, 111). 

Weiterhin rezipieren Journalisten auch andere Medien, insbesondere die sogenannten 

Leitmedien. Was diese zum Thema machen, wird aufgegriffen, zitiert und weiterge-

sponnen (vgl. Weischenberg/Malik/Scholl 2006, 121). Dies tun sie, um Themenideen 

zu finden, die eigene Position abzugleichen sowie die Konkurrenz- und Anschlussfä-

higkeit der eigenen Berichterstattung beim Publikum sicherzustellen. Ein weiterer 

Punkt ist die Abhängigkeit verschiedener Redaktionen von denselben Quellen, bei-

spielsweise denselben Nachrichtenagenturen oder Produkten der Öffentlichkeitsarbeit 

von Institutionen aus Politik, Verwaltung oder Wirtschaft (vgl. Krüger 2016b, 24).  

Auch Einflussnahmen aus der Politik sind zunehmend zu beobachten. Die Leitmedien, 

die auch als Elitemedien bezeichnet werden, verstehen sich auch als Plattformen des 

Elitendiskurses. Es sind Orte, an denen Politiker, Führungskräfte der Wirtschaft oder 

Kulturschaffende mit Statements, Interviews oder Gastbeiträgen (vgl. Krüger 2016a, 

85) dabei mitwirken, die Weltsicht der Menschen zu lenken (vgl. Chomsky 2017, 108). 

In modernen Demokratien besteht zwischen den Medien und der Politik eine enge 

Wechselbeziehung. Einerseits sind die Medien bei ihrer Berichterstattung auf Informa-

tionen aus der Politik angewiesen und andererseits sind die Medien für die Politik von 

zentraler Bedeutung, da sie ihr Öffentlichkeit verschaffen (vgl. Haßler 2017, 23). Die 

deutschen Journalismuseliten sind dabei auf vielfältige Weise mit den Eliten aus Politik 

und Wirtschaft durch sogenannte Elitenetzwerke verflochten (vgl. Krüger 2013, 117). 

Elitejournalisten treffen sich regelmäßig mit Politikern in sogenannten Hintergrundkrei-

sen, führen informelle Gespräche und sind eingebettet in politische Projekte (vgl. Krü-

ger 2013, 32 ff.).  

Nach einer Hypothese, die sich „Indexing“ nennt, tendieren die großen Medien dazu, 

die Spanne der Argumente und Meinungen in der politischen Debatte anzuzeigen, also 

zu „indexieren“. Vermutungen zufolge binden sich die Medien so eng an den Diskurs in 

Parlament und Regierung, um Druck und Kritik zu vermeiden sowie ihre Berichterstat-

tung legitimieren zu können. Zudem spart „Indexing“ eine Menge Zeit, Geld und Arbeit 

(vgl. Krüger 2016a, 59). Beim Indexing handelt es sich um eine journalistische Dau-

menregel, beziehungsweise Verhaltenstendenz, die Journalisten meist unbewusst be-

folgen und von der es Abweichungen geben kann. Doch je wichtiger das Thema, umso 

geringer sind die Abweichungen (vgl. Krüger 2016a, 61). So werden relevante The-
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men, Sichtweisen oder Analysen und unangenehme Tatsachen, die den Konsens der 

Mächtigen in Frage stellen, bei der Berichterstattung ausgeklammert (vgl. Goeßmann 

2017, 43). Weiterhin werden Beschönigungen und teils auch Lügen oft unhinterfragt 

und ungeprüft an das Publikum weitergereicht (Krüger 2016a, 65). Dies geschieht, in-

dem Nachrichten auf eine bestimmte Weise gewichtet, unterdrückt und in tendenziöser 

Weise bewertet werden. Auf diese Weise entstehen wiederum journalistische Erzäh-

lungen und Deutungsmuster, in die alle neu hinzukommenden Informationen eingeord-

net werden können. Somit ist es der verflachte, plakative, tendenziöse und oftmals 

staats- und wirtschafsnahe Journalismus, der als Mainstream den Ton angibt (vgl. 

Teusch 2016, 47). Da der Journalismus auf diese Weise nicht nur auf Werbekunden, 

sondern auch auf die politisch Mächtigen Rücksicht nimmt (vgl. Teusch 2016, 160), fällt 

laut Krüger der Journalismus als Frühwarnsystem für Fehlentwicklungen aus (vgl. Krü-

ger 2016a, 65). 

Um eben solche externen Abhängigkeiten und Einflüsse von Eigeninteressen der Me-

dien zu vermeiden, hat Deutschland nach 1945 den öffentlich-rechtlichen Hör- und 

Rundfunk verfasst. Dieser sollte möglichst staats- und wirtschaftsfern arbeiten, profitfrei 

sein und nur der Gesellschaft dienen, indem er durch Rundfunkgebühren finanziert 

wird (vgl. Teusch 2016, 171 ff.). Jedoch werden auch den öffentlich-rechtlichen Rund-

funkanstalten zunehmend Begriffe, wie voreingenommen, unkritisch und tendenziös 

vorgeworfen (vgl. Bräutigam 2017, 55). Laut Teusch haben sich die öffentlich-

rechtlichen Anstalten in manchen Teilbereichen ihre Autonomie zwar bewahrt, jedoch 

stehen auch sie unter dem Einfluss durch staatliche Infiltration, Parteipolitisierung und 

Kommerzialisierung (vgl. Teusch 2016, 171 ff.). 

Udo Ulfkotte, ehemaliger Publizist und Journalist, liefert eine weitere mögliche Erklä-

rung. Seiner Erfahrung nach sind Journalisten schlicht und ergreifend korrupt und las-

sen sich kaufen. Aus eigener langjähriger Erfahrung berichtet er darüber, wie die 

Stimmung in der Bevölkerung gezielt gemacht oder verstärkt wird. Grundlage dafür ist 

eine gefällige Berichterstattung im Interesse von Politikern, Parteien, Verbänden oder 

Institutionen. Dabei wird Journalisten sogar der Gebrauch oder Nichtgebrauch von 

Nachrichten vorgeschrieben und die Bevölkerung wird rund um die Uhr, insbesondere 

aus den Bereichen Wirtschaft und Politik, mit gekauften Wahrheiten überflutet. Ulfkotte 

ist der Ansicht, dass Journalisten ihre Kritik- und Kontrollfunktion nicht mehr wahrneh-

men können, da sie mit einem ganzen Bündel an politischen Lobbyorganisationen ver-

flochten sind (vgl. Ulfkotte 2014, 39 ff.).  

4.3 Rückgang des investigativen Journalismus 

Das Wort investigativ bedeutet nachforschend, ausforschend, enthüllend und aufde-

ckend (vgl. Lorenz 2009, 105). Der investigative Journalismus zeichnet sich durch eine 
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umfangreiche Recherchearbeit aus (vgl. Ludwig 2014, 13). Er bindet Fakten in größere 

Zusammenhänge ein, entwickelt Hintergründe und liefert Erklärungen (vgl. Lorenz 

2009, 101). Die Themen, die vom investigativen Journalismus aufgegriffen werden, 

zeichnen sich durch soziale, politische oder gesellschaftliche Relevanz aus. Die Objek-

te der Recherche sind meist Missstände in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, wie 

Korruption, Bestechung, Betrug oder individuelle Durchsetzung von Eigeninteressen 

auf Kosten der Allgemeinheit. Oftmals erfolgt dabei die Recherchearbeit auch gegen 

Widerstände, da die Gegenseite an der Aufdeckung der Sachverhalte kein Interesse 

hat (vgl. Ludwig 2014, 17 f.). Als Legitimation dient dem investigativen Journalismus 

die in den Landespressegesetzen festgeschriebene Kritik- und Kontrollfunktion der 

Medien (vgl. Mast 2018, 482). Er ist somit für das Erfüllen der öffentlichen Aufgabe des 

Journalismus von wichtiger Bedeutung (vgl. Ludwig 2014, 17).  

Immer seltener suchen Journalisten ihre Themen jedoch selbst und recherchieren In-

formationen eigenständig (vgl. Weischenberg/Malik/Scholl 2006, 121). Stattdessen 

basiert der Großteil der journalistischen Inhalte auf Öffentlichkeitsarbeit (vgl. Wei-

schenberg/Malik/Scholl 2006, 133). Die am häufigsten genutzten Quellen stellen Pres-

seämter und Pressestellen dar (vgl. Mast 2018, 303). Die Berichte der 

Nachrichtenagenturen werden oftmals unreflektiert übernommen und andere Medien 

werden als Informationsquellen genutzt, da sie leicht verfügbar und finanziell wesent-

lich weniger aufwändig zu beschaffen sind, als die Nutzung von Archiven, Experten 

oder Fachliteratur (vgl. Weischenberg/Malik/Scholl 2006, 133).  

Wie bereits in Kapitel 3.3 erwähnt, zeigt die Studie von Weischenberg, Malik und 

Scholl aus dem Jahr 2005, dass die Ambitionen der Journalisten Kritik und Kontrolle 

auszuüben, in den letzten Jahrzehnten abgenommen haben. Aufgrund des techni-

schen, wirtschaftlichen und zeitlichen Drucks bleibt im journalistischen Alltag kaum 

noch Zeit für eine eigenständige und umfassende Recherche. Daher dominiert das Bild 

des reinen Informationsjournalismus, der sich ungern mit den Mächtigen anlegt (vgl. 

Weischenberg/Malik/Scholl 2006, 102 ff.). So hat die Recherchezeit in den letzten 

Jahrzehnten deutlich abgenommen. 1993 gaben die Journalisten an, für die Recherche 

täglich im Schnitt 140 Minuten aufzuwenden. Im Jahr 2005 waren es nur noch 117 Mi-

nuten (vgl. Weischenberg/Malik/Scholl 2006, 80). Die Mehrmethodenstudie „Journalis-

tische Recherche im Internet“ von Machill, Beiler und Zenker aus dem Jahr 2008 ergab 

(vgl. Machill/Beiler/Zenker 2008, 13), dass Journalisten sogar nur 11 Minuten am Tag 

für die Überprüfungsrecherchen der Quellen und Fakten verwenden. Anscheinend gin-

gen Journalisten sehr häufig davon aus, dass das Material der Nachrichtenagentur, der 

Bericht eines anderen Mediums oder die Pressemitteilung schon stimmen werde (vgl. 

Machill/Beiler/Zenker 2008, 90). Auch Tilgner verweist darauf, dass Nachrichten von 

Politikern heutzutage die Büros in sendefertiger Form verlassen, ohne dass sie von 

Journalisten überprüft oder gegenrecherchiert werden (vgl. Tilgner 2017, 66). Die 
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Nachrichten der Tagesschau beispielsweise enthalten zu mehr als 80 % gekauftes 

Agenturmaterial. Dabei werden die Nachrichten in den meisten Fällen sogar wortwört-

lich übernommen (vgl. Gellermann/Klinkhammer/Bräutigam 2017, 19).  

Laut Ludwig umfasst die journalistische Tätigkeit heutzutage Unterhaltung, Bildung und 

Wissensvermittlung, Weitergabe von Informationen und aktuellen Nachrichten sowie 

das Moderieren von Gesprächen, Diskussionen und Themen, die für eine Vielzahl von 

Rezipienten von Interesse sind. Diese Art der Informationsvermittlung bezeichnet Lud-

wig als Verlautbarungsjournalismus, also die Art von Journalismus, bei der, durch die 

Nutzung von bequem zugänglichen Quellen, weniger Arbeit und Aufwand nötig ist, als 

beim eigenständigen Recherchieren (vgl. Ludwig 2014, 11 f.). Auffassungen, die im 

Mainstream oder in der Politik nicht beachtet werden, kommen somit auch in der Be-

richterstattung nicht vor. Auf diese Weise fehlt es in der Berichterstattung an kritischer 

Distanz (vgl. Hebel 2017, 77). Weltweit macht dieser Verlautbarungsjournalismus den 

größten Teil der journalistischen Tätigkeit aus. Nur ein kleiner Rest beschäftigt sich mit 

dem, was kaum ein Journalist noch tut, dem kritischen Hinterfragen und eigenem in-

tensiven Recherchieren von Dingen, die auf den ersten Blick zutreffend sein mögen 

und plausibel klingen (vgl. Ludwig 2014, 11 f.). Grund dafür ist eine zu große unreflek-

tierte Anpassung an das verengte Denkspektrum des Mainstreams (vgl. Hebel 2017, 

78) sowie eine zu große Abhängigkeit vom Diskurs der politischen Elite (vgl. Krüger 

2016a, 111). 

Aufgrund des erhöhten Spardrucks ist die Angst der Journalisten, ihren Arbeitsplatz zu 

verlieren, groß (vgl. Krüger 2016a, 48 f.). Laut Meyer bietet diese Unsicherheit der 

journalistischen Beschäftigungsverhältnisse keinen Rahmen für eine politisch-kulturelle 

Vielfalt der Berichterstattung (vgl. Meyer 2015, 141 f.). Laut einer Umfrage des Allens-

bacher Instituts aus dem Jahr 2014 sehen Journalisten den Mangel an Zeit, um eigene 

Recherchen durchführen zu können, als größte Gefahr für die Pressefreiheit. Darauf 

folgt, dass Journalisten auf die wirtschaftlichen Interessen der eigenen Medienhäuser 

Rücksicht nehmen müssen (vgl. Institut für Demoskopie Allensbach 2014, 9).  

Wie sich zeigt, wird die Pressefreiheit von Journalisten durch administrative Maßnah-

men und ökonomische Verhältnisse stark eingeschränkt (vgl. Pöttker 2016, 10). Je-

doch ist es die Aufgabe des Journalismus, eben auch den Auffassungen, die abseits 

der vorherrschenden Meinungen existieren, Raum im öffentlichen Diskurs zu geben 

(vgl. Hebel 2017, 78). Doch Missstände können laut Pöttker nicht aufgedeckt werden, 

wenn Journalisten keine Zeit haben oder sich nicht trauen, Heikles zu recherchieren 

(vgl. Pöttker 2016, 10). 
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4.4 Glaubwürdigkeitskrise 

Die Kernleistungen des Journalismus sind Information und Orientierung, die er wie kein 

anderer Bereich für die Gesellschaft erbringt. Daher ist auch von zentraler Bedeutung, 

wie die Menschen die journalistischen Leistungen beurteilen und ob sie ihnen vertrau-

en (vgl. Mast 2018, 99 f.).  

In den letzten Jahren ist der öffentliche Diskurs über den Journalismus stark durch die 

Schlagwörter Vertrauens- oder Glaubwürdigkeitskrise bestimmt. Auslöser dafür war 

zum einen die politisch motivierte Medienkritik von rechten sowie linken Populisten und 

Extremisten und zum anderen Umfragen, die ein geringes Vertrauen der Bevölkerung 

in die Medien oder den Journalismus ergaben. Eine intensive Qualitätsdiskussion wird 

dabei unter Medienmachern, Politikern und Vertretern von gesellschaftlichen Gruppen 

sowie Wissenschaftlern schon einige Zeit geführt (vgl. Arnold 2016, 141). Das Symbol 

der Vertrauenskrise in den Journalismus stellt der polemische Begriff „Lügenpresse“ 

dar, der unter anderem von den Pegida-Demonstranten als Vorwurf hervorgebracht 

wurde (vgl. Mast 2018, 102 f.). 

Der Begriff „Lügenpresse“ steht dafür, dass die Medien, wie die Politik auch, große 

Teile der Realität einfach ausklammern. Ihrer eigentlichen Aufgabe, und zwar ein Spie-

gel der Gesellschaft zu sein, kommen sie weniger nach. Daraufhin fühlen sich dann 

viele Menschen mit ihren Sorgen alleingelassen und vom gesellschaftlichen, demokra-

tischen Diskurs ausgeschlossen (vgl. Teusch 2016, 38). Zudem stellt der zunehmende 

Verlust der Pluralität der Medien einen zentralen Grund für den Vertrauensverlust der 

Bevölkerung dar (vgl. Mausfeld 2017, 140). Auch Steinmeier ist der Ansicht, dass der 

Meinungskorridor in den Medien schon einmal breiter gewesen ist. In den deutschen 

Redaktionen existiert eine erstaunliche Homogenität, wohingegen das Meinungsspekt-

rum der Bevölkerung erheblich breiter ist. Die mediale Vielfalt stellt jedoch einen wich-

tigen Schlüssel zur Akzeptanz der Medien dar. Die Leser müssen das Gefühl haben, 

dass sie nicht nur einer einzelnen Meinung ausgesetzt sind (vgl. Auswärtiges Amt 

2014). Da der Mainstream auf diese Weise seiner gesellschaftlichen Integrationsfunkti-

on nur unzureichend nachkommt, wenden sich einige Bürger von den Medien ab (vgl. 

Teusch 2016, 193).  

Weiterhin besteht der Vorwurf, die große Nähe der Journalisten zu Politik, zu mächti-

gen Verbänden und Netzwerken hätte großen Einfluss auf die Berichterstattung und 

Journalisten würden dabei von PR-Leuten, Parteien und Lobbyisten beeinflusst und 

manipuliert werden (vgl. Gerster/Nürnberger 2017, 61). Weiterhin wird kritisiert, dass 

der Nachrichtenjournalismus zu wenig Hintergründe, Fakten und konkurrierende Mei-

nungen anbietet. Stattdessen ist die Berichterstattung hauptsächlich auf Emotionen 

und Gefühle ausgelegt (vgl. Donsbach/Rentsch/Schielicke 2009, 73).  
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Seit 2014 wurden die schon vorhandenen Zweifel an der Vertrauenswürdigkeit von 

Journalisten und Medien besonders akut (vgl. Gerster/Nürnberger 2017, 14 f.). Die 

Ukraine-Berichterstattung und ein zu negativ vermitteltes Russland-Bild in den 

Mainstream-Medien sorgte für massiven Ärger bei den Rezipienten. Die Berichterstat-

tung wurde als unausgewogen empfunden (vgl. Krüger 2016a, 7). Tatsächlich hat der 

deutsche Medienmainstream bezogen auf die Ukraine-Frage zum einen ein sehr enges 

Meinungsbild präsentiert und zum anderen hat es auch eine Vielzahl an Falschinforma-

tionen und falschen Bebilderungen gegeben (vgl. Niggemeier 2014). Weiterhin hat die 

Berichterstattung teils den Eindruck der Voreingenommenheit erweckt (vgl. ARD-

Programmbeirat 2014). Dies führte zu einer Fundamental-Kritik der Medien, die laut 

Krüger mit den Schlagworten „Mainstreammedien“, „Gleichschaltung“, „Systemmedien“ 

und „Lügenpresse“ umrissen werden kann (vgl. Krüger 2016a, 7). Laut Unterberger ist 

der gezielte Einsatz von Unwahrheiten, Beschimpfungen, Propaganda und Erfindun-

gen, die von den Medien verbreitet wurden, längst nachgewiesen. Er verweist dabei 

auf zahlreiche weitere Beispiele, in denen Tatsachen in den Medien offensichtlich und 

bewusst verschwiegen oder verdreht wurden (vgl. Unterberger 2017, 19 ff.). Seiner 

Ansicht nach haben sich die Medien das Vertrauen der Bürger auf diese Weise in ho-

hem Maße verspielt (vgl. Unterberger 2017, 73).  

Laut Tilgner lügen die Medien nicht bewusst. Beim Verkürzen, Unterschlagen und Ver-

drehen von Fakten handelt es sich nicht um einen bewussten Akt, vielmehr zeigen sie 

Ausschnitte der immer komplexer werdenden Wirklichkeit und übernehmen dabei Posi-

tionen der Politik oder ihrer Arbeitgeber. Problematisch dabei ist jedoch, dass sich die 

Rezipienten mit dieser immer oberflächlicher werdenden medialen Darstellung die Pro-

zesse der Wirklichkeit nicht mehr adäquat erklären können (vgl. Tilgner 70 f.). Auch 

Teusch ist dieser Ansicht. Ihm zufolge handelt es sich nicht um eine „Lügenpresse“, 

sondern vielmehr um eine „Lückenpresse“ (vgl. Teusch 2016, 39). Er zeigt auf, dass 

jedes Medium ein Lücken-Medium ist, da die gewaltige Masse an Informationen, über 

die berichtet werden könnte, in einem grotesken Missverhältnis zu dem steht, über das 

tatsächlich berichtet werden kann. Am Ende laufen laut Teusch Lücken und Lügen 

jedoch auf das Gleiche hinaus, denn das Verschweigen, Untenhalten oder Hochspielen 

von Informationen, verzerrt die Wirklichkeit und trägt zu einem unwahren Bild bei und 

kann bei den Rezipienten zu einer massiven Meinungsbeeinflussung und -verfälschung 

führen (vgl. Teusch 2016, 53 ff.). 

Die wichtigste Ursache für das erwachte Misstrauen in die Medien liegt laut Gerster 

und Nürnberger in den sozialen Medien (vgl. Gerster/Nürnberger 2017 14 f.). Aufgrund 

der digitalen Revolution haben die Medien ihre Gatekeeper-Rolle größtenteils verloren, 

denn sie kontrollieren nicht mehr alleine, welche Nachrichten an die Öffentlichkeit ge-

langen. Jeder kann über das Internet publizieren und sich aus den unterschiedlichsten 

Quellen informieren (vgl. Niggemeier 2016, 6). Aufgrund der Etablierung des Internets 
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ist es der Bevölkerung nun möglich, sich über die Medienberichterstattung auszutau-

schen und diese in Frage zu stellen. Diese massenhafte Beobachtung und Kritik in 

Foren und sozialen Netzwerken führt zu einer noch nie dagewesenen Gegenöffentlich-

keit (vgl. Gerster/Nürnberger 2017, 14 f.). „Denen, deren Job es ist, den Mächtigen auf 

die Finger zu sehen, wird nun selbst auf die Finger gesehen“ (Gerster/Nürnberger 

2017, 15). Somit lässt sich vermuten, dass eine Art fünfte Gewalt entstanden ist (vgl. 

Gerster/Nürnberger 2017, 15).  

 

Abbildung 9: Glaubwürdigkeit der deutschen Medien im Zeitverlauf 
(Quelle: Infratest dimap 2018, 28) 

 

Eine Umfrage des Instituts Infratest dimap für den WDR aus dem Jahr 2018 ergab, 

dass für 65 % der Befragten die Informationen der deutschen Medien glaubwürdig 

sind. Wie Abbildung 9 zeigt, ist das Vertrauen der Bürger in die Medien seit 2015 wie-

der gewachsen. Auch der Anteil, der die Medien für nicht glaubwürdig hält, ist deutlich 

zurückgegangen. Im Jahr 2015 waren es noch rund 42 %, im Jahr 2018 ist ihr Anteil 

auf 28 % geschrumpft (vgl. Infratest dimap 2018, 28).  

 

Abbildung 10: Glaubwürdigkeit einzelner Medien 
(Quelle: Infratest dimap 2018, 29) 
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Insgesamt ist, wie Abbildung 10 zeigt, das Vertrauen in die öffentlich-rechtlichen Radio-

sender und Fernsehanstalten mit 82 % und 77 % am höchsten. Dicht darauf folgen die 

Tageszeitungen mit 71 %. Besonders gering ist das Vertrauen in die privaten Fernseh-

sender, 69 % halten diese für weniger glaubwürdig. Das größte Misstrauen wird der 

Boulevardpresse entgegengebracht und auch die sozialen Netzwerke werden als sehr 

unglaubwürdig empfunden (vgl. Infratest dimap 2018, 29).  

Weiterhin ergab die Studie, dass trotz des relativ großen Vertrauens in die Medien, 

40 % der Befragten der Ansicht sind, dass den deutschen Medien vom Staat vorgege-

ben wird, worüber sie berichten sollen. Die meisten Befragten nutzen das öffentlich-

rechtliche Fernsehen als Hauptinformationsquelle für politisches Geschehen. Dennoch 

hält jeder fünfte Deutsche den Begriff „Lügenpresse“ im Zusammenhang mit den Medi-

en für richtig (vgl. Infratest dimap 2018, 5 ff.). Eine Umfrage des Allensbacher Instituts 

für die F.A.Z. ergab, dass im Jahr 2015 sogar 39 % der Ansicht waren, an dem Vorwurf 

der Lügenpresse sei etwas dran. In diesem Sinne würden die Medien nicht objektiv 

berichten, sondern Sachverhalte verdrehen oder gewisse Tatsachen gänzlich verheim-

lichen (vgl. Köcher 2015, 12).  

Insgesamt lässt sich zusammenfassen, dass das Vertrauen in die Medien seit 2015 

zwar wieder gestiegen ist, dennoch kommen die Medien ihrer Rolle als vierte Gewalt 

unzureichend nach (vgl. Tilgner 2017, 67). Da sie zunehmend interessensgeleitet sind 

und ihre Meinungsspanne der politischen Elite entspricht, haben auch die Objektivität 

und Unabhängigkeit im Journalismus als wichtige Qualitäts- und Vertrauenskriterien 

eingebüßt (vgl. van Rossum 2017, 20). Laut Bräutigam ist das Auseinanderklaffen von 

der berichteten und der tatsächlichen Wirklichkeit inzwischen unübersehbar. Dabei 

stellen Informationen, die auf Objektivität beruhen, eine wichtige Voraussetzung für 

eine realitätsgereichte Meinungsbildung der Gesellschaft dar (vgl. Bräutigam 2017, 58). 

4.5 Political Correctness 

Wörtlich übersetzt, bedeutet Political Correctness (PC) politische Korrektheit oder poli-

tische Richtigkeit (vgl. von Münch 2017, 17). Die Grundidee der PC ist es, niemanden 

aufgrund seiner Herkunft, weder in Handlungen noch in Worten, zu diskriminieren (vgl. 

Ulrich/Diefenbach 2017, 15). Hieraus folgt implizit ein Werk aus Normen und Regeln, 

die negative Äußerungen über Minderheiten oder Unterprivilegierte verbieten. Verstöße 

gegen die Regeln der PC können entsprechende Sanktionierungen nach sich ziehen, 

wie die öffentliche Verurteilung als Rassist oder Sexist (vgl. Ulrich/Diefenbach 2017, 

12). Beispielsweise werden durch die Regeln der PC Eskimos als Inuit bezeichnet oder 

Ausländer als Menschen mit Migrationshintergrund (vgl. Forster 2010).  
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Als wichtigstes Instrument der gesellschaftlichen Einflussnahme wird die Sprache an-

gesehen. Gemäß der Grundüberzeugung erzeugt sie Realität. Demnach kann durch 

die Verwendung der richtigen Worte und Sprach-Codes sowie durch das Verschweigen 

von Missständen, eine gewünschte Realität und bessere Welt erschaffen werden. Die 

Maßnahmen der PC umfassen Sprachregeln, Sprachverbote, Euphemismen, die Um-

deutung etablierter Begriffe sowie die Verfolgung von Hassreden (vgl. Ull-

rich/Diefenbach 2017, 15). In der Praxis kann sich die PC durch Reden oder 

Schweigen, Worte oder Handlungen, Beschönigen oder Verdammen sowie Auf- oder 

Abwerten bemerkbar machen (vgl. von Münch 2017, 17). Jedoch kann die Entschei-

dung zwischen der Einhaltung der PC und der Verpflichtung der Wahrheit im Sinne 

einer umfangreichen Darstellung von Fakten zu einem großen inneren Konflikt führen 

(vgl. Ulrich/Diefenbach 2017, 12). Wer also laut Münch aus Gründen der PC die Infor-

mationsfreiheit einschränkt, schränkt damit auch die Meinungsfreiheit ein (vgl. von 

Münch 2017, 31).  

Sprachreglementierungen führen immer wieder zu Unklarheiten, Widersprüchen und 

Verständigungsproblemen. Durch die PC kann es zu einer Verharmlosung gesell-

schaftlicher Missstände, sozialer Ungerechtigkeiten und Vorurteile kommen. Wird bei-

spielsweise anstelle des Ausdrucks „Klimakatastrophe“ der Begriff „Klimawandel“ 

verwendet, entsteht ein Konflikt zwischen der politischen Korrektheit und der Verständ-

lichkeit und eine wichtige Information wird ausgeblendet (vgl. Forster 2010). Auf diese 

Weise können tatsächlich existierende Probleme in den Hintergrund gedrängt werden 

(vgl. Ulrich/Diefenbach 2017, 41). So werden mit sprachlichen Ausdrücken unter-

schiedliche mentale Bilder hervorgerufen und bestimmte Bedeutungsmerkmale betont 

oder unterdrückt. Auf diese Weise kann Sprache auch instrumentalisiert werden, um 

die Meinungsbildung zu wichtigen Themen in eine bestimmte Richtung zu lenken. Eine 

besondere Vorsicht ist geboten, wenn solche Sprachregelungen von höheren Instituti-

onen, wie Organisationen, Verbänden oder Politikern vorgegeben werden. Hier sollte 

laut Forster hinterfragt werden, was durch die Sprachregelung betont und was ausge-

blendet werden soll (vgl. Forster 2010). 

Die vorherrschenden Sprech- und Denkverbote funktionieren ohne einen sichtbaren 

staatlichen Zwang, denn in Artikel 5 des Grundgesetzes zur Pressefreiheit heißt es 

ausdrücklich, dass eine Zensur nicht stattfindet (vgl. Juris 2019b). Tabus und Verzer-

rungen in der Berichterstattung von Leitmedien sind laut Krüger mutmaßlich auf die 

Orientierung an Eliten zurückzuführen (vgl. Krüger 2013, 37). In politischen Diskursen 

bilden sich terminologische und thematische Präferenzen heraus, die den Medien eine 

Vorlage für ihre Berichterstattung liefern (vgl. Pöttker 2016, 14). Auch wer die Guten 

und wer die Bösen sind, gibt laut Krüger die politische Elite beziehungsweise die So-

zialisation in den Redaktionen vor (vgl. Krüger 2016a, 106). Eine zentrale Rolle bei der 

Verbreitung der PC-Ideologie spielen somit die Mainstreammedien. Die Medien wirken 
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dabei in vielfacher Weise als Multiplikator von Werthaltungen, Meinungen und Stim-

mungen. Sie beeinflussen durch ihre Berichterstattung, was das Volk über die Ge-

schehnisse in der Welt weiß und wie es darüber denkt. Dabei sind es die Werkzeuge 

der tendenziösen Berichterstattung, die der Abbildung der Realität durch Sprache und 

Bilder eine bestimmte Richtung verleihen (vgl. Ulrich/Diefenbach 2017, 37 ff.). Auf die-

se Weise werden abweichende Ansichten ausgegrenzt, was jedoch weit über die ur-

sprünglichen Vorgaben der PC hinausgeht. Laut von Münch hat sich in Deutschland 

sozusagen eine Kultur der verschärften PC eingebürgert (von Münch 2017, 65). „Die 

PC-konforme Berichterstattung ist zum Standard geworden, Political Correctness ist 

Mainstream“ (Ulrich/Diefenbach 2017, 38). 

Eine mögliche Erklärung für diese PC-konforme Berichterstattung liefert die Theorie 

der Schweigespirale. Der Theorie zufolge schließen sich die Menschen, also auch 

Journalisten, aus Furcht vor der Vereinzelung bevorzugt der Meinungsmehrheit an 

oder verschweigen ihre Meinung ganz, anstatt eine von der Öffentlichkeit abweichende 

Meinung zu vertreten (vgl. Roessing 2011, 14). So liegt es laut Tichy nicht daran, dass 

unterschiedliche Sichtweisen radikal verengt werden, sondern an der Schwäche der 

abweichenden Meinungen gegen die Meinungsvorherrschaft des Mainstreams durch-

zuhalten (vgl. Tichy 2008, 15 f.).  

Eine weitere Erklärung liefert das paternalistisch-pädagogische Selbstverständnis der 

Journalisten. Journalisten sehen es als ihre Aufgabe und Verantwortung, die Welt mit 

den ihnen gegebenen Mitteln zum Guten zu lenken. Hierfür bedienen sich Journalisten 

verschiedener Werkzeuge tendenziöser Berichterstattung, wie Euphemismen und 

Kampfbegriffe oder sie liefern den Rezipienten Interpretationshilfen durch Adjektive, 

damit diese auch verstehen, was Gut und Böse ist. Auf diese Weise halten Journalis-

ten unschöne Wahrheiten von den Rezipienten fern und nutzen die Sprache, um schö-

nere Wahrheiten zu kreieren. Dabei folgen sie dem Verständnis, dass durch die 

richtigen Formulierungen und Benennungen eine gute Welt entstehen kann. Dass sie 

auf diese Weise das Vertrauen ihres Publikums in sie als neutralen Berichterstatter 

missbrauchen, wird in Kauf genommen (vgl. Ulrich/Diefenbach 2017, 36). Wie bereits 

erwähnt, sollte guter Journalismus als gesellschaftliches Frühwarnsystem fungieren. 

Um dies leisten zu können, dürften jedoch keine Tabuthemen akzeptiert oder Sprach-

regelungen der politischen Korrektheit unterworfen werden (vgl. Teusch 2016, 208). 
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5 Verarbeitung des Klimawandels in Fernsehformaten 

In diesem Kapitel werden die einzelnen Beiträge von vier ausgewählten Nachrichten-

formaten, in denen der Klimawandel erwähnt wird, analysiert. Dabei werden die Nach-

richtenformate ARD Tagesschau, ZDF heute, Sat.1 Nachrichten sowie ProSieben 

newstime zur Untersuchung herangezogen. Um einen Vergleich ziehen zu können, 

handelt es sich dabei um jeweils zwei öffentlich-rechtliche sowie privat-kommerzielle 

Sender. Das untersuchte Material wurde in den fünf Wochen zwischen dem 

29.04.2019 bis 02.06.2019 im deutschen Fernsehen ausgestrahlt. Bei den Sendungen 

Tagessschau und ZDF heute wird für die Analyse auf die jeweiligen Sendungsarchive 

zurückgegriffen. Die Beiträge der Sat.1 Nachrichten und ProSieben newstime wurden 

während des Untersuchungszeitraums im Fernsehen aufgenommen.  

Zur Analyse der Berichterstattungen werden bestimmte Kriterien festgelegt. Zum einen 

handelt es sich dabei um quantitative Kriterien, wie Titel, Datum und die Dauer der 

Beiträge. Als qualitative Kriterien wird Bezug genommen auf die Wahl der Themen, die 

Darstellungsformen, die entsprechende Visualisierung, die Verwendung von Aufmerk-

samkeitskriterien sowie die Wortwahl und Sprache. Zur Analyse der Themenwahl wer-

den die einzelnen Beiträge entsprechend ihrem Hauptthema während der 

Berichterstattung, in Sparten einsortiert, wie Politik, Demonstrationen, Natur, usw.  

 ARD Tagesschau 

Bei der Tagesschau handelt es sich um eine Nachrichtensendung der ARD und laut 

dem Ersten, um die älteste sowie meist gesehene Nachrichtensendung des deutschen 

Fernsehens (vgl. Tagesschau 2019d). Im Jahr 2018 schauten im Schnitt rund 4,93 

Millionen Zuschauer täglich die Tagesschau (vgl. Statista 2019). Die ARD ist ein deut-

scher öffentlich-rechtlicher Rundfunksender (vgl. ARD 2019b). Gegenstand der Analy-

se ist die Hauptsendung der Tagesschau, die täglich um 20:00 Uhr im Ersten 

ausgestrahlt wird. Die Gesamtdauer der Nachrichtensendung umfasst rund 15 Minu-

ten. Insgesamt gibt es im untersuchten Zeitraum von 35 Sendungen 10 Berichte, die 

sich auf das Thema Klimawandel beziehen. Die Dauer der einzelnen Beiträge beläuft 

sich im Schnitt auf 2:10 Minuten. Die Titel der Themen geben neutral und informativ 

den Inhalt der jeweiligen Berichte wieder (vgl. Tagesschau 2019e). 

Bei der Analyse der einzelnen Berichte über den Klimawandel ist insbesondere der 

hohe Bezug zur Politik auffallend. Wie bereits die Titel der Berichte zeigen, wird über 

den Klimawandel in 70 % der Fälle im Zusammenhang mit der Politik in der Bundesre-

gierung berichtet. Bei der Wahl der Themen stehen insbesondere die Verhandlungen 

der Politik über Maßnahmen zum Klimaschutz im Vordergrund. So wird über den Kli-

mawandel in erster Linie anlässlich von Konferenzen oder Verhandlungen in der Politik 
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berichtet, wie beispielsweise über die Sitzung des Klimakabinetts, den Petersberger 

Klimadialog oder über parteiinterne Debatten. Besonders häufig wurden dabei Beiträge 

über die Diskussionen in der Politik zur Einführung einer CO2-Steuer, beziehungsweise 

eines CO2-Preises ausgestrahlt. Auf Platz 2 der Themenwahl, mit 20 %, liegen Bericht-

erstattungen zum Klimawandel im Zusammenhang mit Demonstrationen der „Fridays 

for Future“-Bewegung. Lediglich in 10 % der Fälle, wird über natürliche Aspekte berich-

tet. In diesem Fall wurde in der Berichterstattung die Bedrohung von einer Million Tier- 

und Pflanzenarten im Zusammenhang mit einem UN-Bericht behandelt (vgl. Tages-

schau 2019e). Die Auswirkungen des Klimawandels werden, innerhalb des Untersu-

chungszeitraums, ausschließlich einmal innerhalb von 6 Sekunden explizit 

angesprochen: „Ungewöhnliche Dürren, schmelzende Gletscher und Wetterkapriolen – 

alles Anzeichen für den Klimawandel“ (vgl. Tagesschau 2019c). Insgesamt fällt auf, 

dass das Thema Klimawandel innerhalb des Untersuchungszeitraums nie als eigenes 

Thema behandelt wurde, sondern stets im Zusammenhang mit anderen Themen 

stand. In Einzelfällen, wie im Beitrag zum UN-Bericht zur Artenvielfalt, wurde der Kli-

mawandel sogar nur mit einem Wort als vermeintliche Ursache erwähnt (vgl. Tages-

schau 2019e).  

Titel Datum Länge in 
Minuten 

Sitzung des Klimakabinetts: Beratungen über Treibhaus-
gasemissionen 

29.05.2019 2:10 

„Fridays for Future“: Klimaproteste in Städten weltweit 24.05.2019 2:02 
Wahl zum Europaparlament: Positionen der Parteien zum 
Klimaschutz 

17.05.2019 2:44 

Verhandlungen zum Klimaschutz: Merkel bei Petersberger 
Klimadialog 

14.05.2019 2:02 

Konferenz in Hamburg: Umweltminister wollen Prüfung von 
CO2-Preis 

10.05.2019 2:03 

UN-Bericht zur Artenvielfalt: Eine Million Tier- und Pflan-
zenarten bedroht 

06.05.2019 2:23 

Klimaschutz: CDU diskutiert über CO2-Steuer  06.05.2019 1:49 
Klimaschutzpolitik: Kommunen fordern Masterplan vom 
Bund 04.05.2019 2:00 

Klima-Proteste und RWE-Hauptversammlung: Wohin steu-
ert der Konzern? 

03.05.2019 2:16 

Debatte über CO2-Steuer: Koalition streitet über Wege für 
mehr Klimaschutz 

29.04.2019 2:09 

Abbildung 11: Tagesschau - Berichte zum Klimawandel 
(Quelle: Tagesschau 2019e) 

 

Die Darstellung der Inhalte erfolgt sehr neutral und informativ. Hauptsächlich werden 

den Zuschauern in den analysierten Beiträgen die Ansichten aus der Politik gespiegelt. 

Des Weiteren werden Fakten genannt und Informationen vermittelt. Auf diese Weise ist 
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die Faktizität bei allen Beiträgen sehr hoch. Der Sprecher spricht mit einem minimalen 

Einsatz von Gestik und Mimik sowie mit einer sehr großen Distanz über das Thema 

und übernimmt stets die Rolle des objektiven Berichterstatters. Die Tagesschau infor-

miert ihr Publikum in den untersuchten Berichten hauptsächlich über geplante Maß-

nahmen der Bundesregierungen zum Klimaschutz sowie über den Stand der Dinge in 

politischen Debatten. Die Beiträge sind dabei interaktiv gestaltet. So werden in allen 

Beiträgen Kurzinterviews überwiegend mit Politikern und Beteiligten, wie beispielswei-

se Demonstranten, geführt, die ihre Ansichten zum jeweiligen Thema äußern (vgl. Ta-

gesschau 2019e).  

 

Abbildung 12: Reduktion von Treibhausgasen. Diskussion über CO2-Steuer 
(Quelle: Tagesschau 2019a) 

 

Bei der Visualisierung der Beiträge werden in erster Linie Aufnahmen der politischen 

Konferenzen und Verhandlungen gezeigt. Zumeist wird dabei der Fokus auch auf be-

stimmte Politiker oder Redner gerichtet. Die Aufnahmen wechseln zwischen den Ver-

handlungen und Kurzinterviews ab. Des Weiteren fällt auf, dass vermehrt Bilder von 

Autostaus zu sehen sind, wie dies beispielsweise in Abbildung 12 zu sehen ist. Weiter-

hin wird auch auf industrielle Bilder gesetzt, indem Aufnahmen oder Abbildungen von 

Kraftwerken mit dicken Abgaswolken zur visuellen Unterstützung der Berichte verwen-

det werden. Auch Bilder von Demonstranten kommen immer wieder in den Beiträgen 

vor. Teilweise werden zudem Graphiken gezeigt, um den Rezipienten beispielsweise 

die Ziele der Bundesregierung zur Reduktion der Treibhausgase bis 2030 zu veran-

schaulichen. Eine bildliche Darstellung von Emotionen ist in den untersuchten Berich-

ten nur in sehr geringem Ausmaß zu erkennen. Insgesamt dienen die Bilder der 

visuellen Unterstützung des Redners, besitzen jedoch in den meisten Fällen einen ge-

ringen Informationsgehalt (vgl. Tagesschau 2019e). 

Im Hinblick auf die Aufmerksamkeitskriterien ist besonders eine hohe Personalisierung 

sowie eine Fokussierung auf Prominente aus der Politik zu beobachten. Besonders 

häufig taucht die Umweltministerin Svenja Schulze der SPD in den Berichten auf. In 

Rund 60 % der Berichte werden Kurzinterviews mit ihr geführt und ihre Person auf die-

se Weise in den Vordergrund gestellt. Auch bei den Beiträgen über die Demonstratio-
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nen der „Fridays for Future“-Bewegung werden einzelne Demonstranten fokussiert. 

Weiterhin ist eine Fokussierung auf Konflikte zu beobachten. Vielfach stehen in den 

Berichten die Uneinigkeiten innerhalb der CDU zur Einführung der CO2-Steuer im Vor-

dergrund (vgl. Tagesschau 2019e). So heißt es beispielsweise in einem der Berichte: 

„Koalition streitet über Wege für mehr Klimaschutz“ (Tagesschau 2019a).  

Bezogen auf die Wortwahl wird zum größten Teil über den „Klimaschutz“ in politischen 

Debatten gesprochen. Der Begriff „Klimawandel“ kommt in den Berichten dabei deut-

lich weniger vor und auch der Begriff „Erderwärmung“ wird lediglich einmal genannt. 

Andere Begriffe, wie beispielsweise „Klimakatastrophe“ oder „Klimakrise“, kommen 

innerhalb des Untersuchungszeitraums in der Berichterstattung nicht vor. Weiterhin fällt 

auf, dass sich die Sprecher mit Kommentaren sehr zurückhalten, indem die Zuschauer 

sehr neutral über Vorgänge informiert werden. Kritische Stimmen, wie beispielsweise 

von Demonstranten, kommen in der Berichterstattung in Form von Interviews zwar vor, 

bleiben vom Sprecher jedoch unkommentiert. Weiterhin zeigt sich eine sehr große Ob-

jektivität bei der Wortwahl (vgl. Tagesschau 2019e), indem beispielsweise anstatt 

„sind“ der Begriff „seien“ verwendet wird: „Dreiviertel der Landfläche seien bereits von 

Menschen verändert worden“ (Tagesschau 2019b). 

 ZDF heute 

Bei der Sendung ZDF heute handelt es sich um eine Nachrichtensendung des öffent-

lich-rechtlichen Fernsehsenders ZDF (vgl. ZDF 2019b). Mit durchschnittlich 3,82 Millio-

nen Zuschauern pro Tag im Jahr 2018 liegt sie auf Platz 2 der meistgesehenen 

Nachrichtensendungen in Deutschland (vgl. Statista 2019). Zur Analyse wurde die 

Hauptausgabe der Nachrichtensendung, die täglich um 19:00 Uhr ausgestrahlt wird, 

herangezogen. Die Gesamtdauer der Sendung beläuft sich dabei auf rund 20 Minuten 

(vgl. ZDF 2019a). 

In der Nachrichtensendung ZDF heute existieren innerhalb des Untersuchungszeit-

raums von 35 Sendungen insgesamt 12 Berichte, die sich auf den Klimawandel bezie-

hen. Die Dauer der Beiträge beläuft sich dabei im Schnitt auf rund 1:39 Minuten. Auch 

bei ZDF heute kann festgestellt werden, dass die Titel der Beiträge informativ und 

neutral den Inhalt der Berichte widerspiegeln (vgl. ZDF 2019a). 

Der Fokus bei der Themenwahl von ZDF heute liegt nicht nur primär auf den Ereignis-

sen aus der Politik, wie bei der Tagesschau, sondern weist eine höhere Spannbreite 

auf. So wird lediglich in 25 % der Fälle anlässlich politischer Ereignisse, wie der Ta-

gung des Klimakabinetts, dem Petersberger Klimadialog und über die Klimadebatte der 

Umweltminister berichtet. Ebenso häufig stehen die Berichterstattungen über den Kli-

mawandel in Zusammenhang mit Demonstrationen der „Fridays for Future“-Bewegung. 
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Politische Aspekte und Demonstrationen finden in den folgenden Beiträgen zwar auch 

Erwähnung, stehen jedoch nicht im Vordergrund der Berichterstattung. In rund 17 % 

der Fälle wird über natürliche Aspekte berichtet, wie über die Studie zum weltweiten 

Aussterben der Tier- und Pflanzenarten sowie über ein Hochwasser im Osten Kana-

das. Beiträge zum Thema Human Interest nehmen mit 8 % nur einen geringen Anteil 

der Themenwahl in Anspruch. In 25 % der Fälle werden weitere Themen im Zusam-

menhang mit dem Klimawandel ausgestrahlt, die sich nicht konkret einem bestimmten 

Themengebiet zuordnen lassen und daher unter dem Begriff „Sonstiges“ zusammen-

gefasst werden. Dabei handelt es sich um Themen, wie die Ausrufung des Klimanot-

stands in Konstanz, ein Bericht mit Informationen über die Auswirkungen einer CO2-

Steuer für die Bürger sowie bereits umgesetzte Maßnahmen zur Reduktion des Ver-

kehrsaufkommens in Paris und London. Auch bei ZDF heute kann festgestellt werden, 

dass innerhalb des Untersuchungszeitraums kein Beitrag gesendet wurde, der primär 

ausschließlich den Klimawandel fokussiert (vgl. ZDF 2019a). 

Titel Datum Länge in Minuten 
Klimaaktivistin unterbricht Schulzeit 01.06.2019 0:32 
Klimakabinett tagt in Berlin 29.05.2019 0:27 
Aktionen für den Klimaschutz 24.05.2019 0:22 
Petersberger Klimadialog in Berlin 14.05.2019 1:51 
Maßnahmen für den Klimaschutz 11.05.2019 1:45 
Klimadebatte verschärft sich 10.05.2019 2:16 
CO2-Ausstoß soll teurer werden 10.05.2019 3:05 
Studie zum weltweiten Aussterben 06.05.2019 4:19 
RWE verspricht Wende  03.05.2019 2:11 
Konstanz ruft Klimanotstand aus 03.05.2019 0:28 
Rücksendungen von Online-Käufen 29.04.2019 0:39 
Hochwasser im Osten Kanadas 29.04.2019 1:50 

Abbildung 13: ZDF heute - Berichte zum Klimawandel 
(Quelle: ZDF 2019a) 

 

Auch in den Nachrichtensendungen von ZDF heute erfolgt die Darstellung der Inhalte 

hauptsächlich neutral und informativ. Beiträge werden, im Gegenzug zur Tagesschau, 

häufiger in Form von Informationssendungen zur Aufklärung der Zuschauer gestaltet, 

anstatt ausschließlich die Ansichten in der Politik wiederzugeben. Auf diese Weise 

kommen auch vermehrt die Meinungen aus der Bevölkerung in den Berichten vor. 

Auch bei ZDF heute sind die Beiträge, durch geführte Kurzinterviews vielfach interaktiv 

gestaltet (vgl. ZDF 2019a). Neben dem Wechsel zwischen Kurzinterviews und der Be-

richterstattung finden hier auch Gastauftritte im Studio statt. So informiert beispielswei-

se ein Umweltexperte über Aspekte zum Umweltschutz in einem Interview mit dem 

Nachrichtenmoderator (vgl. ZDF 2019d). Bei ZDF heute übernimmt der Sprecher größ-
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tenteils die Rolle des objektiven Berichterstatters und fungiert teilweise zudem als Auf-

klärer (vgl. ZDF 2019a).  

In der Berichterstattung von ZDF heute ist der Grad der Visualisierung etwas höher als 

bei der Tagesschau. Dabei werden mehr News-Show-Elemente verwendet, wie bei-

spielsweise Graphiken oder teils animierte Bilder, wodurch die Sendungen bildstärker 

wirken. Hauptsächlich werden industrielle Bilder und Aufnahmen von Kraftwerken, 

Kraftfahrzeugen und Autostaus zur visuellen Unterstützung der Beiträge verwendet. 

Des Weiteren sind auch vermehrt Aufnahmen der Demonstrationen der „Fridays for 

Future“-Bewegung zu sehen. Auch Aufnahmen von politischen Konferenzen, Politikern 

und Sprechern werden vielfach gezeigt, jedoch in einem deutlich geringeren Ausmaß 

als bei der Tagesschau. Weiterhin werden auch Emotionen bildlich dargestellt, wie 

beispielsweise Abbildung 14 aus dem Bericht über das Aussterben der Tier- und Pflan-

zenarten zeigt (vgl. ZDF 2019a).  

 

Abbildung 14: Studie zum weltweiten Aussterben 
(Quelle: ZDF 2019d) 

 

Mit Blick auf die Aufmerksamkeitskriterien ist auch bei ZDF heute eine Personalisie-

rung sowie Fokussierung auf Prominente aus der Politik zu beobachten. So wird bei-

spielsweise in einem Bericht die Klimaaktivistin Greta Thunberg in den Fokus gestellt 

sowie die Tatsache, dass diese die Schule für ein Jahr unterbricht, um sich auf den 

Kampf gegen die Klimakrise zu konzentrieren. Auch bei der Berichterstattung über die 

Klimakonferenzen stehen besonders prominente Politiker oder wichtige Sprecher im 

Vordergrund der Berichterstattung. Weiterhin werden Themen aus der Alltagskultur 

aufgegriffen (vgl. ZDF 2019a). So wird beispielsweise das Thema Klimawandel in 

manchen Fällen auf persönlich erfahrbare Aspekte reduziert: „Forscher haben festge-

stellt, dass fast jedes sechste Paket zurückgesendet wird. Die tägliche Klimabelastung 

ist so hoch wie 2200 Autofahrten von Hamburg nach Moskau“ (ZDF 2019c). In einem 

weiteren Beitrag wird beispielsweise die CO2-Steuer für das Publikum erklärt, indem 

die zusätzlichen Kosten für Alltagsgegenstände, wie Butter, Benzin und Flugreisen 

ausgerechnet werden (vgl. ZDF 2019e). Berichte, die auf Emotionen oder Schaden 
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beziehungsweise Negativität ausgerichtet sind, kommen in rund 17 % der Fälle vor 

(vgl. ZDF 2019a).  

Im Hinblick auf die Wortwahl wird auch bei ZDF heute überwiegend über den „Klima- 

und Umweltschutz“ gesprochen. Neben dem mehrfach verwendeten Begriff „Klima-

wandel“ taucht jedoch auch der Begriff „Klimakrise“ einmal auf (vgl. ZDF 2019a).  Auch 

die Erderwärmung wird einmal erwähnt: „Im Kampf gegen die Erderwärmung prallen 

verschiedene Vorstellungen aufeinander“ (ZDF 2019e). Im Vergleich zur Tagesschau 

fällt auf, dass die Sprecher die Ereignisse und Geschehen deutlich häufiger kommen-

tieren oder Hintergründe analysieren. So heißt es beispielsweise in einem der Berichte: 

„Merkel schmückte einst das Etikett Klimakanzlerin zu sein, doch die vermeintliche 

Vorreiterrolle Deutschlands ist dahin“ (vgl. ZDF 2019f). Weiterhin heißt es im Bericht 

über die Studie zum weltweiten Aussterben: „Wir müssen beginnen mit einem bedrü-

ckenden Befund. Immer rasanter zerstört die Menschheit die Artenvielfalt und gefähr-

det damit ihre eigene Existenz (…) Zu Lande und zu Wasser hat der Mensch bereits 

etwa die Hälfte aller Ökosysteme schwer beschädigt“ (ZDF 2019d). Hier zeigt sich 

deutlich, dass die Sendungen der Tagesschau weitaus mehr auf Objektivität abzielen, 

als die von ZDF heute (vgl. ZDF 2019a).  

 Sat.1 Nachrichten und ProSieben newstime 

Bei Sat.1 und ProSieben handelt es sich um zwei privat-kommerzielle Fernsehsender. 

Im Jahr 2018 lagen die täglichen Zuschauerzahlen der Nachrichtensendung Sat.1 

Nachrichten im Schnitt bei rund 1,29 Millionen und bei ProSieben newstime bei rund 

0,61 Millionen (vgl. Statista 2019). Untersuchungsgegenstand der Analyse sind die 

jeweiligen Hauptausgaben der beiden Nachrichtensendungen. Die Hauptausgabe der 

Sat.1 Nachrichten wird täglich um 19:55 Uhr ausgestrahlt und ihre Gesamtdauer be-

läuft sich auf rund 15 Minuten. Die Hauptausgabe von ProSieben newstime wird täglich 

um 18:00 Uhr ausgestrahlt und dauert rund 10 Minuten.  

Im Jahr 2000 erfolgte ein Zusammenschluss der beiden Sender und sie befinden sich 

seither im Besitz des Unternehmens ProSiebenSat.1 Media SE (vgl. Handelsblatt 

2000). Im Zuge dieser Fusion wurden auch die Nachrichtenredaktionen der beiden 

Sender zusammengelegt und eine zentrale Redaktion produziert seither die aktuelle 

Berichterstattung für die gesamte Sendergruppe (vgl. Dörr 2013, 51). Daher fällt auch 

bei der Analyse der beiden Nachrichtenformate direkt auf, dass sich diese in ihrer Be-

richterstattung nur sehr gering voneinander unterscheiden, weshalb eine getrennte 

Analyse nicht sinnvoll erscheint. So werden in den Nachrichtensendungen fast aus-

schließlich dieselben Berichte ausgestrahlt. Geringe Unterschiede bestehen lediglich in 

der Aufmachung der Nachrichtensendung, den unterschiedlichen Nachrichtenmodera-

toren sowie in der Verwendung unterschiedlicher Titel desselben Themas in 35 % der 
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Fälle. Zudem kommen manche Berichte der Sat.1 Nachrichten bei ProSieben newsti-

me, vermutlich aufgrund der kürzeren Gesamtdauer der Sendung, nur in gekürzter 

Form vor oder werden, wie in einem Fall, gar nicht ausgestrahlt. Auf diese Weise 

kommen geringe Unterschiede in der durchschnittlichen Länge der Berichte zustande. 

Diese beläuft sich bei den Sat.1 Nachrichten auf 2:03 Minuten und bei ProSieben 

newstime auf 1:51 Min. Insgesamt werden bei den Sat.1 Nachrichten innerhalb der 35 

untersuchten Sendungen 14 Berichte ausgestrahlt, die sich auf den Klimawandel be-

ziehen. Bei ProSieben newstime sind es 13 Berichte. Da sich die Berichterstattung der 

beiden Nachrichtenformate kaum voneinander unterscheidet, werden für die weitere 

Analyse lediglich die Berichte der Sat.1 Nachrichten herangezogen.  

Titel Datum 
Länge in Minuten 
Sat.1 ProSieben 

Forderung: Klimawandel in der Politik (Sat.1) 
30.05.2019 2:21  2:14  

Klare Ansage (Pro 7) 

Unter Druck (Sat.1) 
29.05.2019 2:21  2:13  

Zeit zu liefern (Pro 7) 

Prominenz bei Klimakonferenz in Wien 28.05.2019 0:34  - 
Widerspruch 28.05.2019 2:08  2:08  
Konflikt der Generationen 25.05.2019 2:12  2:18  
Auf der Straße (Sat.1) 

24.05.2019 2:12  2:00  
Dauerbrenner (Pro 7) 

Kanzlerin lenkt im CO2-Streit ein 14.05.2019 2:01  0:26  
Bremsklotz Deutschland? (Sat.1) 

13.05.2019 2:07  1:54  
Klima-Streit (Pro 7) 

Stimmenfang mit Klimaschutz 11.05.2019 1:47  1:47  
Ausgelöscht  06.05.2019 1:57  1:52  
Uneins in der Klimapolitik 06.05.2019 2:03  0:25  
CO2-Steuer abgeblasen? 04.05.2019 2:31  2:17  
S.O.S. (Sat.1) 

03.05.2019 2:17  2:25  
Vorkämpfer-Rolle (Pro 7) 

Kommt die CO2-Steuer? 29.04.2019 2:10  2:03  

Abbildung 15: Sat.1 Nachrichten & ProSieben newstime - Berichte zum Klimawandel 
(Quelle: Sat.1 Nachrichten und ProSieben newstime vom 29.04.2019 – 02.06.2019) 

 

Bei der Themenwahl werden in 57 % der Fälle Berichte über den Klimawandel im Zu-

sammenhang mit der Politik ausgestrahlt. Dabei handelt es sich ebenso, wie bei der 

Tagesschau und ZDF heute um Beiträge zu den jeweiligen Klimaverhandlungen  sowie 

um unionsinterne Debatten über Maßnahmen zum Klimaschutz. Mit 15 % stehen De-

monstrationen der „Fridays for Future“-Bewegung im Fokus der Berichterstattung, wo-

bei sich aber auch in anderen Berichten immer wieder auf diese bezogen wird. In 

jeweils 7 % der Fälle wird über natürliche Aspekte, wie über das Massensterben der 
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Tiere und Pflanzen und über Prominente berichtet. Bei letzterem handelt es sich um 

einen Kurzbericht über den Besuch von Arnold Schwarzenegger und Klimaaktivistin 

Greta Thunberg auf der Klimakonferenz in Wien. Beiträge zum Thema Human Interest 

werden in 7 % der Fälle ausgestrahlt. Dabei handelt es sich um einen Beitrag zum 

Umweltbewusstsein der Deutschen. Weiterhin werden wiederum zu 7 % Themen aus-

gestrahlt, die unter dem Überbegriff „Sonstiges“ zusammengefasst werden. Dabei 

handelt es sich um einen Bericht über die Ausrufung des Klimanotstands in Konstanz. 

Auch bei den Sat.1 Nachrichten sind keine Beiträge zu finden, die sich primär nur mit 

dem Klimawandel auseinandersetzen. Im Gegensatz zu den öffentlich-rechtlichen 

Nachrichtensendungen zeigt sich, dass die jeweiligen Titel der Beiträge sehr auf Dra-

maturgie und Emotionen ausgelegt sind. Dem Rezipienten wird somit nur anhand des 

Titels nicht sofort klar, wovon der Beitrag handelt. So wird beim Bericht über die Ausru-

fung des Klimanotstands in Konstanz beispielsweise der Titel „S.O.S.“ verwendet 

(Sat.1 Nachrichten vom 03.05.2019). 

Die Darstellung der Inhalte erfolgt hauptsächlich unterhaltend und informativ. Nachrich-

ten werden hier durch die Visualisierung, Moderation und die damit einhergehende 

Dramaturgie nicht nur ausschließlich zur Information, sondern auch zur Unterhaltung 

genutzt. Weiterhin ist in einigen Fällen auch eine Vermischung von Politik und Unter-

haltung zu beobachten. Die Beiträge sind jedoch ähnlich gestaltet, wie bei den öffent-

lich-rechtlichen Nachrichtenformaten. Auch hier wechseln die Berichte zwischen der 

Berichterstattung und Kurzinterviews ab. Der Sprecher der Sat.1 Nachrichten über-

nimmt zu gleichen Teilen die Rolle des objektiven Berichterstatters sowie des Unterhal-

ters und fungiert teilweise auch als Aufklärer.  

Bezogen auf die Aufmerksamkeitskriterien ist insbesondere eine hohe Personalisie-

rung und Fokussierung auf Prominente zu beobachten. So werden in fast jedem Be-

richt Prominente aus der Politik, wie die Kanzlerin Merkel, Umweltministerin Svenja 

Schulze oder bestimmte Personen, wie Klimaaktivistin Greta Thunberg fokussiert. Wei-

terhin ist auch insgesamt eine höhere Ausrichtung auf Dramaturgie und Emotionen zu 

beobachten als bei der Tagesschau und ZDF heute. Außerdem stehen vielfach die 

Uneinigkeiten, Konflikte und Streits in der Politik im Fokus der Berichterstattung, wie 

auch schon die jeweiligen Titel der Berichte zeigen.  

Der Grad der Visualisierung der Sat.1 Nachrichten ist deutlich höher als bei den öffent-

lich-rechtlichen Nachrichtenformaten. Die Sat.1 Nachrichten weisen einen deutlich hö-

heren Anteil an News-Show-Elementen auf, wie eine Vielzahl an Graphiken und 

animierten visuellen Gestaltungsmitteln. So werden vielfach animierte Bilder verwen-

det, wie Abbildung 16 zeigt. Bei der Tagesschau und ZDF heute werden Bilder in die-

ser Form nicht verwendet.  
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Abbildung 16: Bremsklotz Deutschland? 
(Quelle: Sat.1 Nachrichten vom 13.05.2019) 

 

Weiterhin werden in fast jedem Bericht Graphiken gezeigt, deutlich häufiger als bei den 

öffentlich-rechtlichen Nachrichtenformaten. Zudem sind diese aufgrund der verwende-

ten Animationen weitaus mehr auf Unterhaltung ausgelegt. Auch hier wird bei der Be-

richterstattung auf überwiegend industrielle Bilder und Aufnahmen von Kraftwerken 

und Abgaswolken gesetzt. Auch Kraftfahrzeuge, Autostaus und Flugzeuge sind mehr-

fach zu finden. Weiterhin sind auch hier vielfach Aufnahmen und Bilder von Demonst-

rationen der „Fridays for Future“-Bewegung sowie von Politikern und Verhandlungen 

zu sehen. Insgesamt sind die Bilder weitaus dramatischer gestaltet als bei den öffent-

lich-rechtlichen Nachrichtensendungen und zielen weitaus mehr auf Emotionen ab. 

Zusätzlich zur hohen Visualisierung wird bei einigen Beiträgen auch dramatische Hin-

tergrundmusik eingesetzt, um auf diese Weise eine bestimmte Stimmung zu verstärken 

und den Unterhaltungswert zu steigern.  

Bei der Wortwahl fällt auf, dass im Gegensatz zu den öffentlich-rechtlichen Nachrich-

tensendungen häufig von einer „Klimakrise“ anstelle eines „Klimawandels“ gesprochen 

wird. Weiterhin kommen aber auch die Begriffe „Klima- und Umweltschutz“ vermehrt in 

den Berichten vor. Im Vergleich zur Tagesschau und ZDF heute werden Hintergründe 

vom Sprecher häufiger analysiert und Sachverhalte kommentiert. Zudem sind auch 

einige bewertende Bemerkungen der Sprecher zu finden: „Denn mit Versprechungen 

tut sich die Kanzlerin ja ohnehin schwer“ (Sat.1 Nachrichten vom 14.05.2019) oder „Die 

Parteien sie streiten wie gewohnt“ (Sat.1 Nachrichten vom 29.94.2019). Zudem ver-

wendet der Sprecher eine einfache Alltagssprache, die relativ gering auf Neutralität 

ausgelegt ist sowie teils auch Begriffe aus der Jugendsprache: „Auf der Megaklima-

schutzkonferenz in Berlin (…)“ (Sat.1 Nachrichten vom 13.05.2019). Weiterhin ist die 

Sprache wenig distanziert, häufig dramatisierend und zielt auf die Weckung von Emoti-

onen ab: „Wissenschaftler sagen es wäre das sechste Massensterben (…)“ (Sat.1 

Nachrichten vom 06.05.2019) oder „Hochexplosiv sind derzeit vor allem die Umfrage-

werte der Union“ (Sat.1 Nachrichten vom 04.05.2019).  
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6 Ergebnisse 

Kriterien Tagesschau ZDF heute 
Sat.1  

Nachrichten 
ProSieben 
newstime 

Gesamtlänge der 
Sendung 

15 Minuten 20 Minuten 15 Minuten 10 Minuten 

Durchschnittliche 
Länge der Berichte 

2:10 Minuten 1:39 Minuten 2:03 Minuten 1:51 Minuten 

Anzahl der Berichte 10 12 14 13 
Grad der Visualisie-
rung im Vergleich niedrig mäßig hoch 

Bildwahl 

o Industrielle Bilder von Kraftwerken und Abgaswolken 
o Kraftfahrzeuge und Autostaus 
o Demonstrationen 
o Politiker und Konferenzen 

Themen 
Politik 70 % 25 % 57 % 61 % 
Demonstrationen 20 % 25 % 15 % 15 % 
Natur 10 % 17 % 7 % 8 % 
Human Interest - 8 % 7 % 8 % 
Prominente - - 7 % - 
Sonstiges - 25 % 7 % 8 % 

Aufmerksamkeitskriterien 
Personalisierung hoch hoch hoch 
Prominenz hoch hoch hoch 
Visualität niedrig mäßig hoch 
Konflikte mäßig mäßig hoch 
Emotionalisierung niedrig niedrig mäßig 
Dramaturgie  niedrig niedrig mäßig 
Negativismus niedrig niedrig mäßig 

Wortwahl 
Klimaschutz häufig häufig häufig 
Klimawandel mehrfach mehrfach selten 
Klimakrise - selten häufig 
Erderwärmung selten selten selten 

Sprache und Darstellung der Inhalte 

neutral sehr hoch hoch mäßig 

objektiv sehr hoch hoch mäßig 

informativ hoch hoch hoch 

faktisch sehr hoch hoch hoch 

unterhaltend gering gering mäßig 

Abbildung 17: Zusammenfassung der Analyse 
(Quelle: Tagesschau 2019e / ZDF 2019a / Sat.1 Nachrichten und ProSieben newstime vom 29.04.2019- 

02.06.2019) 
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Insgesamt ähneln sich die untersuchten Hauptnachrichtensendungen von ARD, ZDF, 

Sat.1 und ProSieben bezogen auf Interaktion, Wechsel und Schnittfrequenz in ihrer 

Dynamik der Berichterstattung sehr. Auch bei der durchschnittlichen Länge der Berich-

te sind nur geringe Unterschiede festzustellen. Insgesamt sind die Beiträge der Tages-

schau mit 2:10 Minuten im Schnitt jedoch am längsten. Am häufigsten wurden Berichte 

im Zusammenhang mit dem Klimawandel bei den Sat.1 Nachrichten ausgestrahlt. Eine 

hohe Ähnlichkeit ist insbesondere bezüglich der Bildwahl zu beobachten. Alle Nach-

richtensendungen verwenden überwiegend industrielle Bilder, Bilder von Kraftfahrzeu-

gen und Autostaus, Konferenzen und Politikern sowie Demonstrationen. Bei allen 

Nachrichtensendungen, mit Ausnahme von ZDF heute, konnte bei der Themenwahl ein 

sehr hoher Bezug zur Politik in der Bundesregierung im Zusammenhang mit dem 

Thema Klimawandel festgestellt werden. Insgesamt ist jedoch, auch bei ZDF heute, 

der Bezug zur Politik hoch, da in einer Vielzahl von Beiträgen, in denen andere Sach-

verhalte im Fokus stehen, stets auch politische Aspekte angesprochen werden. Wei-

terhin stehen Berichte über den Klimawandel bei allen Nachrichtensendungen häufig in 

Bezug zu Demonstrationen der „Fridays for Future“-Bewegung. Auch zeigt sich, dass 

häufig anlässlich spezieller kurzfristiger Ereignisse, wie dem UN-Bericht zur Artenviel-

falt und der Ausrufung des Klimanotstands in Konstanz, über Aspekte des Klimawan-

dels berichtet wird. Insgesamt weisen die Nachrichtensendungen ZDF heute, Sat.1 

Nachrichten und ProSieben newstime eine höhere Spannbreite der Themen auf als die 

Tagesschau.  

Insgesamt sind die Nachrichtenfaktoren Personalisierung und Prominenz zentrale 

Elemente der Berichterstattung aller untersuchten Nachrichtensendungen. Der Fokus 

liegt dabei zumeist auf berühmten Personen aus der Politik, wie Kanzlerin Merkel oder 

Umweltministerin Svenja Schulze. Weiterhin ist bei allen Nachrichtensendungen zu-

dem ein hoher Bezug zu Konflikten und Uneinigkeiten innerhalb der Politik zu beobach-

ten, wobei der Bezug bei den privaten Sendern höher ist als bei den öffentlich-

rechtlichen Sendern. Des Weiteren konnte festgestellt werden, dass die privaten Sen-

der deutlich mehr auf Dramaturgie, Negativismus und die Weckung von Emotionen 

abzielen als die öffentlichen-rechtlichen Sender. Auch der Nachrichtenfaktor Visualität 

spielt bei allen untersuchten Nachrichtensendungen eine Rolle. Da es sich beim Fern-

sehen um ein audiovisuelles Medium handelt, stellen Bilder ohnehin ein zentrales Ele-

ment der Berichterstattung dar (vgl. Dörr 2013, 67). Die Fernsehnachrichten 

unterscheiden sich auf diese Weise von den Nachrichten anderer Medien durch das 

spezifische Merkmal des Visuellen (vgl. Dörr 2013, 51). Unabhängig von dieser Son-

derstellung sind dennoch Unterschiede in der visuellen Aufbereitung der themenglei-

chen Beiträge zwischen den einzelnen Nachrichtensendungen zu erkennen. Der Grad 

der Visualisierung ist bei den privat-kommerziellen Sendern deutlich höher, als bei den 

öffentlich-rechtlichen Sendern. Die Nachrichtenbeiträge von ZDF heute orientieren sich 

in ihrer Visualisierung stärker an den Präsentationsweisen der privat-kommerziellen 
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Sender, als die der Tagesschau. Die Tagessschau weist dabei im Vergleich den ge-

ringsten Visualisierungsgrad auf. Der Nachrichtenfaktor Visualität spielt damit bei den 

privat-kommerziellen Sendern eine deutlich größere Rolle, als bei den öffentlich-

rechtlichen Sendern. 

Bezogen auf die Wortwahl wird bei den öffentlich-rechtlichen Sendern in erster Linie 

vom „Klima- und Umweltschutz“ sowie vom „Klimawandel“ gesprochen. Der Begriff 

„Klimakrise“ taucht bei ZDF heute lediglich einmal in den Berichten auf. Im Gegenzug 

sprechen die privat-kommerziellen Sender fast ausschließlich von einer „Klimakrise“ 

anstatt von einem „Klimawandel.“ Die Sprache und Darstellung der Inhalte ist bei den 

öffentlich-rechtlichen Sendern sehr neutral, objektiv, informativ und faktisch. Bei der 

Tagesschau, aufgrund der distanzierten Sprechweise des Nachrichtenmoderators so-

wie dem minimalen Einsatz von Gestik und Mimik, dabei höher als bei ZDF heute. Wei-

terhin werden bei der Tagesschau Sachverhalte, im Gegensatz zu ZDF heute, deutlich 

weniger vom Sprecher kommentiert. Bei den privat-kommerziellen Sendern ist die 

Sprache und Darstellung der Inhalte deutlich mehr auf Unterhaltung und Dramaturgie 

ausgerichtet als bei den Öffentlich-rechtlichen. Sachverhalte werden hier deutlich häu-

figer kommentiert und die Kommentare weisen auch meinungsbetonende Züge auf.  

Um festzustellen, inwiefern nun ein medialer Mainstream bezüglich der Berichterstat-

tung über den Klimawandel bei den vier untersuchten Nachrichtenformaten zu erken-

nen ist, werden alle Beiträge der Nachrichtensendungen innerhalb des 

Untersuchungszeitraums in Abbildung 18 aufgelistet. Dabei wird den Beiträgen als 

Überbegriff ein Ereignis zugeschrieben, über welches berichtet wurde. Die X-

Markierung zeigt an, ob die jeweilige Nachrichtensendung über das Ereignis berichtet 

hat. Bei der O-Markierung fand eine Berichterstattung über das Ereignis zwar statt, 

jedoch wurde dabei kein Bezug zum Klimawandel hergestellt.  

In allen Nachrichtensendungen wurde über Naturkatastrophen und Unwetter berichtet, 

wie beispielsweise ein Kälteeinbruch im Mai in Deutschland, Überschwemmungen in 

Polen, Mosambik und Deutschland sowie über einen Tornado in den USA. Dabei wur-

den die einzelnen Naturkatastrophen jedoch in keinem der Beiträge der vier untersuch-

ten Nachrichtensendungen mit dem Klimawandel in Verbindung gebracht. Im Fokus 

der Beiträge standen lediglich die fatalen Folgen sowie Betroffene und Tote der Natur-

katastrophen. Lediglich einmal berichtete ZDF heute über ein Hochwasser im Osten 

Kanadas, das innerhalb des Beitrags als eine Auswirkung des Klimawandels deklariert 

wurde. Auch in der Tagesschau, den Sat.1 Nachrichten und ProSieben newstime wur-

de über dieses Ereignis berichtet, jedoch wurde das Hochwasser in keinem der drei 

Beiträge mit dem Klimawandel in Verbindung gebracht.  
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Ereignis Datum A B C D 
Klimaaktivistin unterbricht Schulzeit 01.06.2019  X   
Forderungen / Diskussionen um CO2-Steuer 30.05.2019   X X 
Klimakabinett in Berlin 29.05.2019 X X X X 
Prominenz bei Klimakonferenz in Wien 28.05.2019   X  
Studie zum Umweltbewusstsein der Deutschen 28.05.2019   X X 
Youtube-Video prominenter Youtuber 25.05.2019   X X 
Demonstrationen „Fridays for Future“ weltweit 24.05.2019 X X X X 
Positionen der Parteien zum Klimaschutz 17.05.2019 X    
Petersberger Klimadialog in Berlin 13./14.05.2019 X X X X 
Verkehrsreduktion in London und Paris 11.05.2019  X   
Klimaschutz: Wahlkämpfer und Wähler 11.05.2019   X X 
Umweltminister fordern CO2-Steuer  10.05.2019 X X   
CO2-Ausstoß soll teurer werden 10.05.2019  X   
UN-Bericht zur Artenvielfalt 06.05.2019 X X X X 
CDU diskutiert über CO2-Steuer  06.05.2019 X  X X 
Kommunen fordern bundesweiten Masterplan 04.05.2019 X    
CDU will keine CO2-Steuer 04.05.2019   X X 
Konstanz ruft Klimanotstand aus 03. / 04.05.2019 X X X X 
RWE-Hauptversammlung 03.05.2019 X X X X 
Rücksendungen von Online-Käufen 29.04.2019  X   
Koalition: Debatte über CO2-Steuer  29.04.2019 X  X X 
Hochwasser im Osten Kanadas 29 / 30.04.2019 O X O O 
 
A = Tagesschau; B = ZDF heute; C = Sat.1 Nachrichten; D = ProSieben newstime 

X = Bericht im Zusammenhang mit dem Klimawandel 

O = Bericht ohne Zusammenhang mit dem Klimawandel 

Abbildung 18: Themen aller untersuchten Nachrichtensendungen 
(Quelle: Tagesschau 2019e / ZDF 2019a / Sat.1 Nachrichten vom 29.04. – 02.06.2019 / ProSieben news-

time vom 29.04. – 02.06.2019) 

 

Bezüglich der Frage, inwiefern der Klimawandel menschengemacht ist oder natürliche 

Ursachen hat, schien in allen untersuchten Nachrichtenformaten Einigkeit darüber zu 

herrschen, dass der Klimawandel auf anthropogene Ursachen zurückzuführen ist. Die 

bei weitem am häufigsten genannte Ursache ist dabei der Ausstoß von CO2. Auf diese 

Weise zeigt sich, dass die politischen Maßnahmen gegen den Klimawandel in 

Deutschland in erster Linie bei der Reduktion von Treibhausgasen ansetzen. 

Insgesamt ist während des Untersuchungszeitraums bei allen vier untersuchten Nach-

richtenformaten ein Hauptstrom der Anzahl von Themen und Meinungen zu finden. 

Besonders anlässlich kurzfristiger Ereignisse, wie dem Klimakabinett, dem Petersber-

ger Klimadialog, der Demonstrationen der „Fridays for Future“-Bewegung weltweit, 

dem UN-Bericht zur Artenvielfalt, der Ausrufung des Klimanotstands in Konstanz und 
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der RWE-Hauptversammlung wurde in allen untersuchten Nachrichtenformaten über 

das jeweilige Ereignis berichtet. Bezüglich ihres Inhalts, ihrer Länge und der jeweiligen 

Bildwahl ähnelten sich die einzelnen Berichte dabei sehr. 

Des Weiteren existieren Berichte zu Themen, die nicht zeitgleich von allen Nachrich-

tenformaten aufgegriffen wurden. Dennoch handelt es sich dabei um Geschehen, die 

vielfach mit der Politik der Bundesregierung in Verbindung stehen, wie Diskussionen 

um eine CO2-Steuer oder Beiträge zur Europawahl. Insgesamt ähneln sich die vier 

Nachrichtenformate damit auch in ihrer Wahl der eigens aufgegriffenen Themen. Kriti-

sche Beiträge oder Hintergrundanalysen zum Klimawandel waren bei keiner der unter-

suchten Nachrichtenformate innerhalb des Untersuchungszeitraums zu finden. 

Weiterhin konnte festgestellt werden, dass die Berichterstattung aller untersuchten 

Nachrichtenformate dazu tendiert, die Spanne der Meinungen und Argumente in der 

Politik wiederzugeben.  

Insgesamt lässt sich sagen, dass eindeutig ein Medienmainstream bei den untersuch-

ten Nachrichtenformaten bezüglich des Klimawandels festgestellt werden konnte. Be-

sonders aufgrund der Fusion der beiden Sender Sat.1 und ProSieben verstärkt sich 

dieser mediale Mainstream, da in den beiden Nachrichtenformaten Sat.1 Nachrichten 

und ProSieben newstime fast ausschließlich exakt dasselbe ausgestrahlt und berichtet 

wird. Auf diese Weise bewirkt die Fusion der beiden Sender eine industrielle Presse-

konzentration. Für den einzelnen Zuschauer ist dabei rein optisch jedoch nicht erkenn-

bar, dass die beiden Sender einem gemeinsamen Unternehmen angehören, wodurch 

die geforderte Vielfalt der Berichterstattung und Breite der Meinungen zunehmend ein-

büßt. 

Aufgrund dieser Erkenntnisse lässt sich sagen, dass an die Berichterstattung der 

Mainstreammedien mit einer gewissen Skepsis heranzugehen ist. Auch Goeßmann ist 

der Ansicht, es sei wichtig zu verstehen, wer die Medien finanziert, managt und besitzt 

und welchen Routinen und Zwängen sie unterliegen. Der mündige Bürger sollte sich 

daher stets fragen, ob das Thema Klimawandel mit allen relevanten Fakten vermittelt 

oder wo weggelassen, verzerrt oder ausgeblendet wird (vgl. Goeßmann 2017, 30), 

denn durch die Vereinheitlichung der Medien sowie Verarmung von Recherche, Analy-

se und Meinungsvielfalt kann es zu einer Normierung des gesellschaftlichen Denkens 

kommen (vgl. Tichy 2008, 7 ff.). Weiterhin kann die Gewichtung von Themen in der 

Berichterstattung sowie deren Homogenität einen Einfluss auf das Problembewusst-

sein der Bevölkerung haben, wodurch bestimmte gesellschaftliche Probleme als wich-

tiger erachtet werden als andere (vgl. Maurer 2016, 419). All dies kann dazu führen, 

dass die Umsetzung von Maßnahmen zur Bewältigung des Klimawandels erschwert 

wird und / oder ein unzureichendes Problembewusstsein gefördert wird. 
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